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            7Einleitung
            

         

         Der Begriff des Volkes führt stets die blutigen Kämpfe, die in seinem Namen ausgefochten
            werden, mit sich: die Abgrenzungen nach oben und unten, nach innen und außen. Staatsvolk
            will nichts gemein haben mit dem Pöbel, der Menge, den Massen; allein das Wort Volksherrschaft,
            gar in der Doppelung Volksdemokratie, ruft die Assoziationen Terror, Anarchie und
            Willkür wach. Das auserwählte Volk Gottes glaubt sich gegenüber den ungläubigen Völkern
            in einer unzweifelhaften Position der Überlegenheit; das Volk, zur Nation gekürt,
            verwandelt die Bevölkerung eines Territoriums in eine Abstammungsgemeinschaft oder
            in Staatsbürger, die sich ebenfalls mit der ganzen Kraft des naturrechtlichen Vernunftanspruchs
            zur zivilisierenden Herrschaft über andere Völker und Nationen berufen sehen können.
            In eine »Volksgemeinschaft« verwandelt, werden alle »Gemeinschaftsfremden« aus dem
            Volk ausgeschlossen, vertrieben, ermordet. Aber es war auch das »Volk«, das 1789 die
            Bastille stürmte, das im 20. Jahrhundert die Könige und Zaren zum Teufel jagte und
            die kommunistischen Diktaturen stürzte. »Wir sind das Volk« ist ein mächtiger Satz,
            gerade in demokratischen Ordnungen, in denen das Volk herrschen soll – aber wer ist
            »wir«? Wer »Volk« in den Mund nimmt, wird sich fragen lassen müssen, welches Volk
            gemeint sei.
         

         
            
               I.
               

            

            Für Immanuel Kant schien die Antwort – und die Hierarchie – klar: »Unter dem Wort
               Volk (populus) versteht man die in einem Landstrich vereinigte Menge Menschen, insofern
               sie ein Ganzes ausmacht. Diejenige Menge oder auch der Theil derselben, welcher sich
               durch gemeinschaftliche Abstammung für vereinigt zu einem bürgerlichen Ganzen erkennt,
               heißt Nation (gens); der Theil, der sich von diesen Gesetzen ausnimmt (die wilde Menge
               in diesem Volk), heißt Pöbel (vulgus), dessen gesetzwidrige Vereinigung das Rottiren
               (agere per turbas) ist; ein Verhalten, welches ihn von 8der Qualität eines Staatsbürgers ausschließt.«[1] In Kants Welt der Aufklärung ist die »wilde Menge«, der »Pöbel«, messerscharf vom
               ordentlichen Staatsbürgervolk getrennt. Das ›gemeine Volk‹, der plebs, die Diener, Tagelöhner, Frauen, gehören nicht dazu. Wenn von minores, multitudo, vulgus die Rede war, vom niederen Volk, von der unberechenbaren Menge, dem Pöbel, dann lag
               Bürgerkrieg und Aufruhr, ›Rottiren‹ in der Luft.
            

            Das Volk, das in der nordamerikanischen Verfassung 1787 mit »We, the people of the
               United States« emphatisch beschworen wird, umfasste freie, weiße Männer, keine Frauen,
               keine Indigenen und erst recht keine schwarzen Sklavinnen und Sklaven. Wenn in der
               Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte, die die französische Nationalversammlung
               zwei Jahre später am 26. August 1789 feierlich verabschiedete, festgehalten wurde,
               dass alle Menschen frei und gleich an Rechten geboren würden und die Souveränität
               im Staat nur beim Volk liegen könne, so waren Frauen weniger gleich, denn sie gehörten
               nicht zu diesem Volk, was schon damals Olympe de Gouges empörte. Und auch die Sklavinnen
               und Sklaven der französischen Kolonie Saint-Domingue, die für sich nun das Recht in
               Anspruch nahmen, freie Menschen zu sein, stießen auf Widerspruch im revolutionären
               Paris und mussten ihre Anerkennung mit einem gewaltsamen Aufstand erzwingen.[2] Überhaupt herrschte eine eklatante Diskrepanz, wie Susan Buck-Morss vor etlichen
               Jahren in ihrem bahnbrechenden Aufsatz »Hegel und Haiti« aufgezeigt hat, zwischen
               den pathetischen Proklamationen zur Freiheit und Gleichheit aller Menschen und der
               Gleichgültigkeit gegenüber der realen Sklaverei auf der anderen Seite. »Dieselben
               Philosophen, die die Freiheit als den natürlichen Zustand des Menschen betrachteten
               und sie zu einem unveräußerlichen Menschenrecht erklärten, akzeptierten die millionenfache
               Ausbeutung der Sklavenarbeiter in den Kolonien als Teil der gegebenen Weltordnung.«[3]

            9»Alle Gewalt geht vom Volke aus« – dieser Satz begründet in den demokratischen Verfassungen
               die Volkssouveränität. Aber die Souveränität des Volkes kennt keine Grenzen, außer
               denen, die es selbst setzt – oder einreißt, wie Georg Büchner in seinem Theaterstück
               Dantons Tod, das 1834/35 entstand, hellsichtig beschrieben hat: Robespierre greift in eine Szene
               auf der Straße, in der eine Menge einen vermeintlichen Aristokraten lynchen will,
               mit den Worten ein: »Im Namen des Gesetzes!« Darauf fragt ein Bürger: »Was ist das
               Gesetz?« und Robespierre antwortet mit gravitätischem Gestus: »Der Wille des Volkes«,
               worauf der Bürger erwidert: »Wir sind das Volk, und wir wollen, dass kein Gesetz sei;
               ergo ist dieser Wille das Gesetz, ergo im Namen des Gesetzes gibt’s kein Gesetz mehr,
               ergo totgeschlagen!«[4]

            Wenn alle Gewalt vom Volke ausgeht, wenn der Volkswille die Verfassung begründet,
               dann kann sich, wenn das Volk es will, auch die Verfassung ändern. Die stets mögliche
               Revolution ist, wie der Staatsrechtler Martin Kriele schreibt, die »Sprengkraft, die
               in der Idee der Volkssouveränität liegt«.[5] Mit der Erfahrung der nationalsozialistischen Volksherrschaft im Rücken haben die
               Mütter und Väter des Grundgesetzes daher als gute Demokraten zwar an dem Prinzip der
               Volkssouveränität festgehalten, aber die Macht des Volkes verfassungsmäßig eingehegt.
               Die Staatsgewalt sollte »vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere
               Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt«
               (Artikel 20 Grundgesetz) werden. Die ungeschlachte Gewalt des Volkes wird institutionalisiert
               und an feste Regeln und rechtsstaatliche Prozeduren gebunden; das Volk selbst möglichst
               unsichtbar gemacht. »Das Volk«, beteuert Jürgen Habermas, »von dem alle staatlich
               organisierte Gewalt ausgehen soll, bildet kein Subjekt mit Willen und Bewußtsein.
               Es tritt nur im Plural auf, als Volk ist es im ganzen weder beschluß- noch handlungsfähig.«[6]

            10In der Tat ist das Volk als Ganzes nicht sichtbar, zu greifen oder empirisch zu erfassen;
               es ist »introuvable« (Pierre Rosanvallon), unauffindbar – und doch springt es mitunter
               auf die Bühne der Geschichte. Gerade in jenen revolutionären Momenten, in denen eine
               historische Zäsur gesetzt, ein Anfang gemacht wird, zeigt das Volk sich mit seiner
               Gewalt. Die städtischen Massen in Paris, die im Juli 1789 die Bastille stürmten und
               damit der Macht des Ancien Régime ein Ende bereiteten, waren weder gewählte Vertreter
               des französischen Volkes noch legitimiert, das Volk zu repräsentieren.
            

            Die Massen, die 1989/90 in Prag, Kiew, Moskau, Warschau, Leipzig, Berlin den Sturz
               des Kommunismus bewirkten, waren ebenso wenig wie in Paris 1789 als Volksvertreter
               legitimiert, die alte Verfassung zu stürzen und eine neue, demokratische zu errichten.
               Aber niemand zweifelte an ihrer Legitimation, als Volk zu handeln. Die Demonstranten,
               die in Leipzig im Oktober 1989 riefen: »Wir sind das Volk!«, taten dies nicht, weil
               sie gewählte Volksvertreter waren, sondern weil sie der morschen Obrigkeit, die sich
               selbst als Volksvertretung inszenierte, unmissverständlich deutlich machen wollten,
               dass sie diesen Anspruch längst verloren habe und das Volk nun für sich selbst spreche.
               »Das Volk siegt«, titelte Der Spiegel im November 1989. Die verfassunggebende, konstituierende Gewalt des Volkes wurde
               mit der französischen – und haitianischen[7] – Revolution, so der französische Historiker Pierre Rosanvallon, zum »getreuesten
               Ausdruck des Demokratieideals«. Sie ist »eine radikal schöpferische, weil ursprüngliche
               Macht, reiner Ausdruck eines aufsteigenden Willens, eine absolut nackte, durch nichts
               bedingte Gewalt«.[8]

            Doch verleugnet die Abgründe der Demokratie, wer glaubt, dass der Volkswille sich
               stets auf Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit richtet. Steven Levitsky und Daniel
               Ziblatt zeigen, dass Demokratien nicht mehr allein durch Militärputsche wie 1973 in
               Chile gestürzt werden, sondern antidemokratische Politiker heute durch Wahlen an die
               Macht gelangen können. »Wie Chávez in Venezuela 11haben gewählte Politiker demokratische Institutionen ausgehöhlt – in Georgien, Nicaragua,
               Peru, den Philippinen, Polen, Russland, Sri Lanka, der Türkei, der Ukraine und Ungarn.
               Der demokratische Rückschritt beginnt heute an der Wahlurne.«[9] Und auch für das Deutschland in den Jahren 1932/33 ließe sich mit Sebastian Haffner
               fragen: »Was macht eine Demokratie, wenn eine Mehrheit des Volkes sie nicht mehr will?«[10]

            Volk geht nicht allein im demos auf, sondern kann sich ebenso als ethnos begreifen. Das Volk der Verfassung ist keineswegs an die Gemeinsamkeit von Abstammung,
               Sprache oder Kultur gebunden. Das Volk lässt sich auch vorkonstitutionell behaupten,
               aufgrund seiner Geschichte, Kultur oder gar seines gemeinsamen Blutes. Gerade die
               klassische, konservative Staatsrechtsdefinition des 19. Jahrhunderts, die Trinität
               von Staatsgebiet, Staatsvolk und Staatsgewalt, war in einer ethnonationalen Interpretation
               geeignet, die Staatenordnung Europas auseinanderzusprengen, indem junge Nationalstaaten
               wie Serbien, Griechenland oder Bulgarien eigenen »Volksboden« außerhalb ihrer Staatsgrenzen
               beanspruchten. Die Balkankriege 1912/13 waren durch all jene Gewaltphänomene gekennzeichnet,
               die wir heute als »ethnische Säuberungen« identifizieren. Die Formel vom Selbstbestimmungsrecht
               der Völker, die der US-Präsident Woodrow Wilson am Ende des Ersten Weltkrieges in die Debatte um eine europäische,
               post-imperiale Nachkriegsordnung einbrachte, konnte deshalb eine enorme politische
               Strahlkraft entfalten, weil sie auf ein Europa traf, das sich völkisch trennte. Während
               Wilson darunter in erster Linie das Recht auf demokratische Selbstregierung verstand,
               verwandelte sich die Formel vom Selbstbestimmungsrecht der Völker in Europa rasch
               in eine Forderung nach nationaler Unabhängigkeit und ethnischer Homogenität.[11]

         

         
            
               12II.
               

            

            In Deutschland war es die »Volksgemeinschaft«, die, so Hans-Ulrich Thamer, zur »beherrschenden
               politischen Deutungsformel« wurde.[12] Zwar waren es zu Beginn der Weimarer Republik vor allem Demokraten, die nach der
               Erfahrung des verlorenen Weltkrieges, nach der politischen Gewalt von Revolution und
               Konterrevolution den Begriff der »Volksgemeinschaft« im Munde führten, um die Einheit
               der Nation, das Ende gesellschaftlicher Spaltungen zu erreichen. Auch die völkische
               Rechte propagierte Inklusion, die »Volksgemeinschaft« wurde jedoch vor allem durch
               Exklusion konstituiert, durch die Ausgrenzung all derer, die nicht zu ihr gehören
               durften: Marxisten, »Gemeinschaftsfremde«, erbbiologisch »Minderwertige«, »Fremdrassige«,
               allen voran Juden.[13]

            Der Antisemitismus spielte dabei die entscheidende Rolle. Denn in die nationalsozialistische
               Konstruktion des Volkes als »natürlicher Blutsgemeinschaft« war die rassistische,
               antisemitische Grenzlinie untrennbar eingelassen. Antisemitismus konstituierte die
               nationalsozialistische Volksgemeinschaft; er befeuerte auch deren Radikalität und
               Destruktionspotential. »Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse
               kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein
               Jude kann daher Volksgenosse sein«, hieß es unmissverständlich im Parteiprogramm der
               NSDAP aus dem Jahre 1920.[14]

            Was die nationalsozialistische Vergemeinschaftung von anderen Gruppenbildungen unterschied,
               war die Gewalttätigkeit der Ausgrenzung und die Irreversibilität der Zugehörigkeitskriterien.
               In Luhmanns Modell der alltäglichen Inklusion und Exklusion in modernen Gesellschaften
               ist der Ausschluss aus einer Gruppe stets verbunden mit dem Einschluss in eine andere.
               Niemand »fällt« 13ganz aus der Gesellschaft, sondern ist stets irgendwo und vielfältig zugehörig, und
               sei es allein als Staatsbürger und Rechtssubjekt.[15] Für die Juden galt dies nicht. In der rassistischen Definition von Nicht-Zugehörigkeit
               sollten Juden vollständig aus allen sozialen, politischen, kulturellen, rechtlichen
               Zusammenhängen der deutschen Gesellschaft herausgedrängt werden, die »Volksgemeinschaft«
               als nationalsozialistische Gesellschaftsordnung ohne Juden hergestellt werden.
            

            Aber auch innerhalb der »Volksgemeinschaft« herrschte keine Gleichheit. »Volksgenossen«
               waren keine Bürger mit verbrieften Freiheitsrechten, es ging nicht um Gleichheit von
               Individuen. Vielmehr bildete das Volk, und zwar im organisch-biologistischen Sinn
               als »Volkskörper«, das Zentrum der »Volksgemeinschaft«. »Du bist nichts, dein Volk
               ist alles« lautete der Kernsatz des Regimes. Nicht Egalität, sondern rassistische
               Mobilisierung kennzeichnete die Volksgemeinschaft, nicht nationaler Sozialismus, vielmehr
               Leistungssteigerung zur Optimierung des deutschen »Volkskörpers«.
            

         

         
            
               III.
               

            

            Darum stellte Arbeit ein zentrales Thema des Nationalsozialismus dar.[16] Nur wer arbeitsfähig war, hatte Wert für die »Volksgemeinschaft«. Zum einen diente
               Arbeit als zentrales Praxisfeld der Inklusion von »Volksgenossinnen und Volksgenossen«,
               Arbeit als »Dienst an der Volksgemeinschaft«. In den Lagern des Reichsarbeitsdienstes,
               der HJ und anderer Organisationen bildete die von allen gleichermaßen geleistete Handarbeit
               die grundlegende Praxis erlebter Gemeinschaft. Die Kluft zwischen geistiger und manueller
               Arbeit, zwischen den »Arbeitern der Stirn« und den »Arbeitern der Faust«, sollte in
               den Inklusionslagern überwunden werden. Handarbeit stand hoch im Kurs bei den Nationalsozialisten.
               Der Begriff der »deutschen Qualitätsarbeit«, seit Ende des 19. Jahrhunderts von Unternehmern
               wie Gewerkschaften verbreitet und vom NS-Re14gime symbolisch überhöht, bot Arbeitern im Nationalsozialismus diskursive Möglichkeiten
               der Bindung an das Regime und später als Soldaten die Begründung für die Teilnahme
               am Vernichtungskrieg: Krieg als Arbeit.
            

            Zum anderen war Arbeit Mittel der Gewalt und Exklusion. In den vielen Presseberichten
               über die Konzentrationslager vor dem Krieg war stets davon die Rede, dass die Häftlinge
               durch harte körperliche Arbeit umerzogen werden sollten. »Arbeit macht frei« lautete
               das zynische Motto auf den Lagertoren von Dachau, Groß-Rosen, Theresienstadt und Auschwitz.
               Durch sinnlose Schwerstarbeit wurden Häftlinge gequält und gedemütigt. Insbesondere
               die jüdischen Häftlinge sollten »arbeiten lernen«, wie es in den hämischen Bildberichten
               über Zwangsarbeit von Juden hieß.
            

            Für die jüdischen Menschen im nationalsozialistischen Machtbereich war Zwangsarbeit
               nur ein zeitlicher Aufschub der Ermordung. Die Formulierung aus dem Protokoll der
               Wannsee-Konferenz vom 20. Januar 1942 ist wörtlich zu nehmen, dass die »arbeitsfähigen
               Juden straßenbauend« in die besetzten sowjetischen Gebiete geführt werden sollten,
               »wobei zweifellos ein Grossteil durch natürliche Verminderung ausfallen«, d. h. an
               Entkräftung sterben werde. Der »allfällig endlich verbliebene Restbestand« müsse dann
               getötet werden. »Vernichtung durch Arbeit« lautete diese Politik.
            

            Hingegen hofften Juden in den Ghettos, dass die Zwangsarbeit ihre Überlebenschancen
               erhöhen könnte. Arbeitseinsatz und damit die Einteilung als »arbeitsfähig« war unabdingbar,
               wollte man dem Morden vorerst entkommen. Die Feststellung von angeblicher Arbeits-
               bzw. Nichtarbeitsfähigkeit diente den Tätern als entscheidendes Selektionskriterium
               für Leben und Tod. Wer als »arbeitsunfähig« galt, so vor allem Kinder, alte und kranke
               Menschen, wurde getötet. Auch der »Euthanasie«-Mord an kranken und behinderten Menschen
               im Deutschen Reich wurde damit legitimiert, dass sie keinen produktiven Beitrag zur
               »Volksgemeinschaft« leisteten und ihr als »unnütze Esser« zur Last fielen.
            

            Arbeit wurde die wichtigste Ressource für die Kriegswirtschaft, denn mit der militärischen
               Niederlage vor Moskau im Dezember 1941 war klar, dass der Krieg länger dauern würde
               und die Soldaten nicht als Arbeiter in die Produktion zurückkehren könnten, sondern
               weiterhin an der Front würden bleiben müssen. Damit gewann die Anwerbung und Zwangsrekrutierung
               ausländischer 15Arbeitskräfte einen zentralen Stellenwert. Millionen von Menschen wurden nach Deutschland
               gelockt, gebracht oder mit Gewalt verschleppt; ebenso viele arbeiteten in den besetzten
               Gebieten für die Wehrmacht und die deutsche Wirtschaft. Am Ende des Krieges gab es
               im Deutschen Reich nach über einem Jahrzehnt nationalsozialistischer Herrschaft keine
               ethnisch homogene, deutsche »Volksgemeinschaft«, sondern eine äußerst heterogene Gesellschaft,
               die dennoch rassistisch und gewalttätig strukturiert war. Das Volk, auf das sich die
               Nationalsozialisten vehement beriefen, war durch die eigene Politik nach außen wie
               nach innen so umgeformt, zerklüftet, zerrissen worden, dass Detlev Peukert, Hannah
               Arendt aufgreifend, von einer »Atomisierung der Gesellschaft« sprach.[17]

         

         
            
               IV.
               

            

            Was die Gesellschaft zusammenhält, ist das Recht. Mit der Entstehung der Nationalstaaten
               und ihrer Verfassungen bildete sich das Recht als eine der wichtigsten Ressourcen
               für die soziale und politische Ordnung heraus. Im Recht trafen Bürger – und zunehmend,
               wenn auch stets bekämpft und langsam, die Bürgerinnen – als Gleichberechtigte aufeinander;
               Gerichte, nicht mehr allein die Machthaber regelten Konflikte; der Staat wurde zum
               Regelwerk, dessen Funktion Gesetze bestimmten, die vom Parlament als gewählter Volksvertretung
               beschlossen wurden. Der Bürgerstaat war der Rechtsstaat.
            

            Doch stimmt Recht mit Gerechtigkeit nicht überein. So sehr und klug die Jurisprudenz
               das Recht als komplexes, korrespondierendes und widerspruchsfreies System von Geltungsansprüchen
               ausarbeitete, so wenig konnte sie das Problem der außerrechtlichen Normen, an denen
               das Recht sich zu orientieren habe, aus der Welt schaffen. Das Verhältnis von Recht
               und Moral blieb ungelöst, obwohl herausragende Rechtstheoretiker wie Hans Kelsen die
               Autopoiesis des Rechts nahezu vollendet hatten.
            

            Die Nationalsozialisten haben dieses Verhältnis radikal zugunsten der Moral und der
               Politik bestimmt. »Recht ist, was dem Volke nutzt« lautete der Grundsatz nationalsozialistischer
               Rechtstheorie, 16wobei das Volk keineswegs als demos begriffen wurde, sondern als rassistisch und antisemitisch definierter ethnos. Die Transformation des Bürgervolks in eine nationalsozialistische Volksgemeinschaft
               ging einher mit der »Erneuerung« des Rechts. Zahllose Juristen haben als Wissenschaftler
               wie Praktiker daran mitgewirkt, das Recht im nationalsozialistischen Sinne umzuformen
               und die Freiheitsrechte der Individuen auszulöschen. Besaß im liberalen Verständnis
               der Staat die Aufgabe, die Freiheit und Sicherheit seiner Bürgerinnen und Bürger zu
               schützen, so hing im Nationalsozialismus das Recht, Rechte zu haben, allein davon
               ab, ob man als zugehörig zur »Volksgemeinschaft« galt. »Rechtserneuerung« im NS-Staat bedeutete daher vor allem Exklusion all derer, die als »Gemeinschaftsfremde«
               und »Fremdvölkische« bereits sprachlich ausgegrenzt waren, allen voran die Juden.[18]

         

         
            
               V.
               

            

            Zugehörigkeitsfragen bestimmen auch die Debatte um das Volk heute. Vordergründig verlangen
               populistische Bewegungen, dass das »Volk« wieder in seine Rechte als Souverän eingesetzt
               wird und nicht die »Eliten« über die politischen Geschicke entscheiden – ein in einer
               Demokratie mächtiges Argument, da demokratische Verfassungen auf dem Prinzip der Volkssouveränität
               gründen. Darüber, dass populistische Bewegungen »anti-elitär« eingestellt sind, ist
               sich die Forschung einig.[19] Allerdings zeigt die Wahl von populistischen Politikern wie Hugo Chavez, Viktor Orbán,
               Recep Tayyip Erdoğan oder Donald Trump an die Spitze des Staates, dass Populismus
               keineswegs mit dem Verlangen nach demokratischer Partizipation des Volkes überein
               gehen muss, sondern im Gegenteil autoritäre Eliten an die Macht bringt, die die demokratische
               17Verfassung zerstören. Populistische Bewegungen könnten daher vielleicht treffender
               charakterisiert werden, wenn man sie als anti-institutionell bezeichnet.[20] In jedem Fall umfasst das »Volk«, das die Rechtspopulisten im Munde führen, nicht
               einfach alle nicht-elitären Teile der Bevölkerung. Vielmehr haben sie klare Vorstellungen
               davon, wer nicht zum »Volk« dazugehören darf, in erster Linie Migranten, gleich ob
               sie bereits die jeweilige Staatsangehörigkeit erworben haben oder nicht. So kann der
               Partei- und Bundestagsfraktionsvorsitzende der Alternative für Deutschland (AfD),
               Alexander Gauland, öffentlich fordern, dass eine Politikerin, deren Familie aus der
               Türkei stammt, die jedoch in Deutschland geboren und deutsche Staatsbürgerin, also
               Deutsche nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist, »in Anatolien entsorgt«
               werden soll, ohne als Politiker für seine verfassungsfeindliche Äußerung Konsequenzen
               ziehen zu müssen – ganz abgesehen von der Wortwahl, die Menschen mit Giftmüll gleichsetzt.[21]

            In den rechtspopulistischen Bewegungen Europas kommt eine islamfeindliche Einstellung
               hinzu, die in der Konsequenz bedeutet, dass Staatsbürgerinnen und Staatsbürger muslimischen
               Glaubens nicht zum »Volk« gehören sollen. »War das historische Thema der Islamfeindlichkeit«,
               so die Soziologin und Religionswissenschaftlerin Naime Çakir, die von einer »Ethnisierung
               des Islam« spricht, »den Fremden in der Fremde zu bekämpfen, ist das Thema der modernen
               Islamfeindlichkeit, den ›Fremden‹ im Innern zu bekämpfen.«[22] Das rechtspopulistische »Volk« umfasst eben nicht alle Staatsbürgerinnen und Staatsbürger,
               gleich welchen Geschlechts, Glaubens, welcher Hautfarbe oder Abstammung sie sind,
               sondern ist kulturell, ethnisch abgegrenzt.
            

            Diese rechtspopulistische Vorstellung von der Homogenität des Volkes hat Jan-Werner
               Müller im Sinn, wenn er die Populisten nicht nur als anti-elitär, sondern auch als
               anti-pluralistisch charakterisiert. Zur Kritik an den Eliten hinzu kommt »der dezidiert
               moralische Anspruch, dass einzig die Populisten das wahre Volk vertreten; alle anderen
               vermeintlichen Repräsentanten der Bürger seien 18auf die eine oder andere Art illegitim«.[23] In dieser Richtung einer »identitären Demokratie«, deren Inklusion auf Exklusion
               beruht, argumentierte 1923 bereits Carl Schmitt: »Zur Demokratie gehört also notwendig
               erstens Homogenität und zweitens – nötigenfalls – die Ausscheidung oder Vernichtung
               des Heterogenen.«[24]

            In diese Identitätsfalle geraten auch diejenigen, die einen Populismus von links entwerfen.
               Für Chantal Mouffe sind die populistischen Bewegungen Europas »Zeichen für die Krise
               der neoliberalen hegemonialen Formation, die im Laufe der achtziger Jahre in Westeuropa
               nach und nach errichtet wurde«.[25] Gegen diese Hegemonie gelte es ein »Volk« zu konstruieren, im Sinne eines »kollektiven
               Willens, der der Mobilisierung gemeinsamer Affekte zur Verteidigung der Gleichheit
               und sozialen Gerechtigkeit entspringt«. Auch wenn dieses »Volk« explizit anti-essentialistisch
               gedacht ist und vielfältig sein soll, gibt es doch, ganz nach Carl Schmitts Freund-Feind-Kennung,
               eine klare politische Frontstellung zwischen »dem Volk« und »der Oligarchie«. Zwar
               sei ein Bruch mit den liberalen, demokratischen Institutionen nicht nötig, aber »ohne
               einen Gegner zu definieren, kann man keine gegenhegemoniale Offensive starten«.[26] Es ist bemerkenswert, dass bereits in den 1960er Jahren jüdische Emigranten wie Ernst
               Fraenkel das Abgründige in der linken »Volks«-Konstruktion erkannten.[27]

            Denn in dieser Konstruktion eines »Wir« gegen »die Oligarchie« steckt sowohl die Gefahr
               der Homogenisierung des »Volkes« auf der einen als auch die Exklusion des »Anderen«
               aus dem »Volk« auf der anderen Seite. Die Annäherung an den Rechtspopulismus wird
               erkennbar, wenn Chantal Mouffe erklärt, dass »der hegemoniale Kampf um die Wiederherstellung
               der Demokratie zuerst auf der Ebene des Nationalstaates stattfinden« müsse. Eine links19populistische Strategie könne »die starke libidinöse Involvierung, die bei nationalen
               – oder regionalen – Identifikationsformen am Werk ist, nicht ausblenden, und es wäre
               hochriskant, dieses Terrain dem Rechtspopulismus zu überlassen«.[28] Noch einen Schritt weiter geht Claire Moulin-Doos, wenn sie in Fortführung von Mouffes
               Argumentation die »Errichtung einer Grenze zwischen guten Demokraten und schlechten
               extremen Rechten« kritisiert. Rechte Populismen in Europa seien »nicht antidemokratisch
               per se, sie beanspruchen sogar die Demokratie für sich, sind aber antiliberal«.[29]

            Vielleicht ist es an der Zeit, sich vom Begriff des »Volkes« zu verabschieden. Unweigerlich
               führt die Vorstellung eines »Volkes« in die Grenzen von Nationalstaaten, in denen
               einst das »Volk« seine Souveränität durchgesetzt hat. Heute haben die europäischen
               Nationalstaaten bereits eine Vielzahl von ihren Souveränitätsrechten an die Europäische
               Union abgegeben. Das Europäische Parlament als Vertretung der Bürgerinnen und Bürger
               in Europa und der Europäische Gerichtshof, der die Kompetenz besitzt, Gesetze der
               nationalen Volksvertretungen für rechtswidrig zu erklären, sind Institutionen »jenseits«
               des »Volkes«.
            

            Um gegen die Hegemonie eines globalisierten Neoliberalismus zu kämpfen, braucht es
               den Volksbegriff nicht, der stets die Entscheidung von Zugehörigkeit und Nicht-Zugehörigkeit
               in sich birgt. Wenn Jacques Rancière argumentiert, dass Politik erst dort entsteht,
               wo das »Volk« von sich selbst unterschieden ist, »dort, wo die Rechnung/Zählung der
               Anteile und Teile der Gesellschaft von der Einschreibung eines Anteils des Anteillosen
               gestört wird«,[30] dann tritt der Begriff des »Volkes« bei ihm zurück zugunsten des »Sozialen«, das
               »in der modernen Epoche genau der Ort gewesen [sei], an dem sich die Politik abgespielt«
               habe.[31] Im Unterschied zu Entwürfen der Gesellschaft, die auf zunehmende Individualisierung
               setzen, wie zum Beispiel bei Pierre Rosanvallon, der von einer 20»Gesellschaft der Singularitäten« spricht,[32] spräche viel dafür, eben das »Soziale« in das Zentrum politischer Praxis zu rücken
               – gerade auch in Kritik am Neoliberalismus. Wenn Demokratie die Anerkennung der gleichen
               Freiheit aller ist, dann sollte heute nicht mehr das »Volk« als Akteur gelten, sondern
               konkrete Menschen, die über gleiche Rechte verfügen, die es zu schützen gilt, gleich
               aus welchem Land sie kommen, an welchem Ort sie wohnen. Solche Menschen wären eben
               nicht als atomisierte Monaden zu verstehen, sondern ihre Freiheit und Gleichheit könnte
               sich nur im Zusammenleben mit anderen Menschen entfalten. Vielleicht weist ein Begriff
               wie »Solidarität« in eine Richtung, die der weltumspannenden gesellschaftlichen Wirklichkeit
               angemessener ist als das »Volk«, dem das »Völkische« nicht mehr auszutreiben ist.
               Oder in den Worten des deutsch-jüdischen Philosophen Ernst Bloch, geschrieben zwischen
               1938 und 1947 im Exil in den USA: Erst wenn der »die Gegebenheiten umbildende und überholende Mensch« sich erfasst
               und »das Seine ohne Entäußerung und Entfremdung in realer Demokratie begründet [habe],
               so entsteht in der Welt etwas, das allen in die Kindheit scheint und worin noch niemand
               war: Heimat«.[33]
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               231. Volksgemeinschaft – eine moderne Perspektive auf die nationalsozialistische Gesellschaft
               

            

            Seit dem 19. Jahrhundert bildet in Deutschland »Gemeinschaft« den Gegenbegriff zu
               »Gesellschaft« – als Ausdruck für die Kritik an der rasanten Dynamisierung und Pluralisierung
               von Sozialverhältnissen im Zuge von Industrialisierung, Säkularisierung, Marktorientierung
               und politischem Liberalismus. »Die Sehnsucht nach Gemeinschaft entspringt immer der
               Reaktion gegen eine als schlecht empfundene Gegenwart. Somit ist die Wirklichkeit
               solcher Gemeinschaftsmodelle nicht in der Vergangenheit zu suchen, auf die sie sich
               in der Regel beziehen, sondern in der Gegenwart.«[1] Gemeinschaft wird stets im Horizont der modernen Gesellschaft eingeklagt und ist
               genuiner Teil des selbstvergewissernden Krisendiskurses der Moderne. Niemand hat diesen
               Gegensatz wortreicher zu Papier gebracht als Ferdinand Tönnies, dessen 1887 erstmals
               erschienenes Buch Gemeinschaft und Gesellschaft den Nerv der Zeit traf und gesellschaftliche Diskussionen fortan bestimmte.[2]

            Im Begriff der Gemeinschaft bündeln sich Hoffnungen auf die Überwindung von Entfremdung,
               sowohl in revolutionärer als auch restaurativer Hinsicht. Diese Ambivalenz, sowohl
               wiederherzustel24len, was als verloren gilt, als auch in der Zukunft herbeizuführen, was als soziale
               Ordnung erstrebenswert sei, ist dem Begriff der Gemeinschaft von Anfang an inhärent.
               Deshalb würde man auch den Begriff der Volksgemeinschaft missverstehen, wenn man ihn
               als Beschreibung einer tatsächlich existierenden gesellschaftlichen Realität nehmen
               würde. Nicht in der Feststellung eines sozialen Ist-Zustandes, sondern vielmehr in
               der Verheißung, in der Mobilisierung lag die politische Kraft der Rede von der »Volksgemeinschaft«.[3]

            Im Folgenden werde ich daher zunächst darstellen, dass Volksgemeinschaft kein genuin
               nationalsozialistischer Begriff war, sondern in Deutschland schon vor 1933 zu einer,
               wie Hans-Ulrich Thamer hervorhebt, »beherrschenden politischen Deutungsformel«[4] wurde (I). Vor diesem Hintergrund gilt es, noch einmal die historiographische Auseinandersetzung
               um die Volksgemeinschaft in den Blick zu nehmen (II), um zu einer neuen Perspektive zu gelangen, mit der Volksgemeinschaft nicht als
               gesellschaftlicher Ist-Zustand betrachtet wird, sondern als soziale Praxis, als sich
               verändernde, alltägliche Grenzziehung zwischen Zugehörigkeit und Ausgrenzung (III). Das impliziert zugleich, dass sich mit diesem Blickwinkel auch neue Forschungsfragen
               stellen, die noch keineswegs beantwortet sind, aber die Produktivität eines Ansatzes
               belegen, Praktiken von Vergemeinschaftung, Ausgrenzung und Selbstermächtigung, wie
               sie mit dem Begriff Volksgemeinschaft umschrieben sind, zu untersuchen (IV).
            

            
               
                  I.
                  

               

               Obwohl Volksgemeinschaft innerhalb der völkischen Rechten bereits zu einem Schlüsselbegriff
                  avanciert war, verdankte der Begriff zweifellos seine Hochkonjunktur dem Ersten Weltkrieg,
                  als es galt, 25die Deutschen hinter der Reichskriegsflagge zusammenzuschließen. Der Satz Wilhelms
                  II., dass er von nun an keine Parteien, sondern nur noch Deutsche kenne, drückte simpel,
                  aber treffend sowohl die politische Notwendigkeit, die gesamte Bevölkerung für den
                  Krieg zu mobilisieren, als auch das Bedürfnis nach Inklusion und Einbindung in das
                  große Ganze aus, nach der nicht zuletzt die Sozialdemokraten und die deutschen Juden
                  verlangten. Dass die sozialen Klassenspaltungen in der Kriegsgesellschaft bald wieder
                  aufbrachen und sich die alten antisemitischen Ressentiments erneut verbreiteten, schadete
                  dem Zauber des Begriffs als Zukunftsverheißung, die sich auf dem Mythos einer erlebten
                  Vergangenheit gründete, keineswegs.[5]

               Überhaupt ist zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu beobachten, dass der Begriff Volk
                  gegenüber dem der Nation mehr und mehr an Raum gewinnt. Gerade die Vieldeutigkeit
                  des Volks machte den Begriff im Unterschied zur Nation attraktiv, die vor allem an
                  die Ambiguität von Staatsnation und Kulturnation gebunden war und stets auch einen
                  Bezug zur klassischen Nation Frankreich und deren Hervorbringung durch die Revolution
                  besaß. Nation war in weit stärkerem Maß an »Staat« gebunden als »Volk«. Und anders
                  als die »Nation« ließ sich »Volk« deutlich besser ethnisieren und biologisch-sozialdarwinistisch
                  aufladen. Eric Hobsbawm hat darauf aufmerksam gemacht, dass ethnische Zugehörigkeit
                  und der Sprachgebrauch gegen Ende des 19. Jahrhunderts zu zentralen Kriterien der
                  Nationsbestimmung avancierten, wobei insbesondere diejenigen Gemeinschaftsverbände,
                  die sich selbst zum Volk, zur Nation erklärten, ohne über einen eigenen Staat zu verfügen,
                  das ethnische Argument in den Mittelpunkt stellten.[6]

               Da sich die Deutschen angesichts ihrer staatlichen Zersplitterung lange Zeit nicht
                  als klassische Staatsnation definieren konnten – anders als beispielsweise Frankreich
                  oder Großbritannien –, waren sie für eine Ethnisierung des Volksbegriffes anfällig.
                  Dem 26Konzept des Volks als demos, für das Rechtsgenossenschaft und staatsbürgerliche Gleichheit kennzeichnend sind,
                  steht die Vorstellung vom Volk als ethnos gegenüber, in dem imaginierte Abstammungsgemeinschaften, Geschichtsmythen, Phantasmen
                  von gemeinschaftlichem Blut und Boden miteinander verknüpft sind. Erst der Biologismus
                  stempelt die Andersheit des »Anderen« zu einer Naturtatsache, ruft unentrinnbar genetische
                  und nicht mehr bloß genealogische Differenzen auf, die per definitionem nicht beseitigt
                  werden können. Damit lösen mörderische Politiken der Segregation und Ausmerzung die
                  vormaligen Assimilationsprojekte ab.[7]

               Carl Schmitt hat diese Ambivalenzen scharfsichtig erkannt und sie zugleich antirepräsentativ
                  und antiliberal zu einer Seite hin zu zwingen versucht, indem er die Identität und
                  Homogenität des politischen Volks zur Voraussetzung jedweder demokratischen Verfassungsordnung
                  erklärte.[8] Der Bürgerstaat, den der Vater der Weimarer Verfassung, Hugo Preuß, im Sinn hatte,
                  war unter den machtstaatsfixierten deutschen Staatsrechtlern nicht mehrheitsfähig,
                  und die Sozialdemokraten als führende Kraft in der Revolution setzten zwar erfolgreich
                  die parlamentarische Republik gegen die Räte-Herrschaft durch, besaßen aber selbst
                  trotz Gothaer Programm von 1875 und dem dort formulierten »Volksstaat«-Begriff keine
                  eigene ausgearbeitete Verfassungstheorie, die über die Forderung nach Parlamentarisierung
                  hinausgereicht hätte.[9] Gemeinschaft, insbesondere Volksgemeinschaft, schien offenkundig einen semantischen
                  Weg zu weisen, den Ressentiments gegen die ungeliebte Republik zu begegnen, ohne das
                  Prinzip der republikanischen Volkssouveränität aufzugeben.
               

               Gemeinschaft, so hat Helmuth Plessner, ein aufmerksamer Beobachter seiner Epoche,
                  1924 richtig bemerkt, sei »das Idol dieses 27Zeitalters«.[10] Nahezu alle Parteien der Weimarer Republik forderten die »Volksgemeinschaft« in ihrem
                  Programm, allerdings mit signifikanten Unterschieden.[11] Die Liberalen propagierten eine »Volksgemeinschaft«, mit der der Klassenkampfgedanke
                  überwunden und die soziale Einheit der Nation hergestellt werden sollte. 1928 hieß
                  es im Wahlaufruf der Deutschen Demokratischen Partei (DDP): »Grundidee unserer inneren Politik aber ist uns für alle Zeiten der Gedanke der
                  Volksgemeinschaft, für den wir eintreten gegenüber den Parteien, die den Gegensatz
                  zwischen ›national‹ und marxistisch, zwischen Stadt und Land, zwischen den Rassen,
                  Konfessionen und Klassen zu verschärfen.«[12] Allerdings war für die Liberalen die Volksgemeinschaft unauflösbar mit der Demokratie
                  verbunden. Die Weimarer Verfassung, so der Angestelltenfunktionär Gustav Schneider
                  auf dem Parteitag der DDP 1924, bilde die Grundlage, »auf der allein echte Volksgemeinschaft möglich ist«.[13]

               Auch die katholische Zentrumspartei verstand sich als »christliche Volkspartei, die
                  bewußt zur deutschen Volksgemeinschaft steht«.[14] Jedoch wandte sich das Zentrum entschieden gegen antichristliche Definitionen von
                  rechts: »Wir setzen bewußt beiseite alle trennenden Unterscheidungen, die unser Volk
                  zerklüften. Wir wehren uns gegen eine neue Spaltung, hervorgerufen durch eine sogenannte
                  ›neugermanische‹ Geisteswelt, die unser Volk verwirrt.«[15]

               Selbst die Sozialdemokraten bändelten mit der »Volksgemeinschaft« an. Die labile Situation
                  nach dem Zusammenbruch des Kai28serreichs, in der die Sozialdemokraten die politische Verantwortung übernahmen und
                  sich von den revolutionären Aufstandsversuchen von links bedroht fühlten, führte zu
                  einer Rhetorik der inneren Geschlossenheit, der Einheit und Abwehr jedweder Spaltung.
                  Für die Sozialdemokraten bildete das »schaffende Volk« die weitaus größte Mehrheit
                  der Bevölkerung gegenüber einer verschwindend kleinen und dennoch unverhältnismäßig
                  mächtigen Minderheit von Kapitalisten und Großgrundbesitzern. Friedrich Ebert, im
                  Februar 1919 zum Präsidenten gewählt, appellierte gleich am ersten Amtstag an die
                  Einigkeit der »Volksgenossen«.[16] Bis zu seinem Tod 1925 tauchte in seinen Reden immer wieder die »Volksgemeinschaft«
                  auf, die nötig sei, um Einheit, Geschlossenheit und Selbstbehauptung zu erzielen.
                  Im sogenannten Hofgeismarer Kreis und bei etlichen jugendbewegten Sozialdemokraten,
                  nicht zuletzt im Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, nahm die »Volksgemeinschaft« einen
                  zentralen Platz in der politischen Sprache ein. Der Staatsrechtler Hermann Heller,
                  dessen demokratische Überzeugung nicht in Frage steht, versuchte eine sozialdemokratische
                  Antwort auf die nationalistische Herausforderung: »Sozialismus bedeutet keineswegs
                  das Ende, sondern die Vollendung der nationalen Gemeinschaft, nicht die Vernichtung
                  der nationalen Volksgemeinschaft durch die Klasse, sondern die Vernichtung der Klasse
                  durch eine wahrhaft nationale Volksgemeinschaft.«[17]

               Es handelte sich nicht nur um Lippenbekenntnisse. Gespeist aus dem gemeinsamen Fronterlebnis,
                  dass im Schützengraben alle Standes-, Bildungs- und Klassenunterschiede verschwunden
                  waren, war der Impuls gerade unter den jungen Akademikern, »ins Volk« zu gehen, nach
                  dem Krieg besonders stark, wie überhaupt die Jugendbewegung mit der Forderung nach
                  einer Volksgemeinschaft eng verbunden war. So forderte der katholische Sozialreformer
                  und Studentenführer Carl Sonnenschein auf dem Ersten Studententag im Juli 1919: »Wir
                  brauchen Akademiker, die ihr Volk lieben und zu 29ihrem Volke halten, deren Evangelium nicht die ›Distanz‹, sondern die Volksgemeinschaft
                  ist. Weg mit der Monokelhaftigkeit und weg mit dem Kastengeist! Wir wollen zu unserem
                  Volke gehören.«[18] Protagonisten der Volksbildungsbewegung in der Weimarer Republik folgten derselben
                  Intention. Der sozialdemokratische Kultusminister Preußens, Konrad Haenisch, begründete
                  seine Bemühungen, Volkshochschulen aufzubauen, mit der Notwendigkeit einer »Arbeitsgemeinschaft
                  aller Volkskreise. Wir müssen Brücken schlagen zwischen dem kleineren Volksteil, der
                  geistig arbeitet, und dem immer größer bleibenden Teile unserer Volksgenossen, der
                  mit der Hand schafft, aber geistig hungrig ist.«[19]

               Aber auch junge Volksschullehrer und Pfarrer fühlten sich dem Aufbau einer Volksgemeinschaft
                  verpflichtet. Etwa zweitausend Landpfarrer gehörten in der Weimarer Republik der sogenannten
                  Dorfkirchen-Bewegung an, die neues »Volksbewusstsein« in die Dörfer tragen und die
                  Einheimischen aus der Enge des dörflichen Gesichtskreises in das Ganze eines befreiten
                  Volkes führen wollten. Volksgemeinschaft wurde geradezu »eine religiöse Weihe zuteil;
                  eine profane Kategorie wurde zum Hoffnungsträger der Dorfkirche stilisiert«.[20]

               Die Einheit des Volkes, sei sie politisch, sozial oder kulturell gedacht, in Homogenität
                  übersetzbar zu machen, ist offensichtlich ein entscheidendes Merkmal des Begriffs
                  der Volksgemeinschaft in der politischen Kommunikation in der Weimarer Republik. Daher
                  bot der Begriff so viele Anknüpfungspunkte für die politische Rechte, die gleichfalls
                  eine Volksgemeinschaft propagierte. Deren Vorstellung von Homogenität zielte jedoch
                  in erster Linie darauf, 30jegliche politische Pluralität auszuschalten und Zugehörigkeit zur Gemeinschaft mit
                  rassistischen Kategorien zu definieren – vor allem: Homogenität mit Gewalt durchzusetzen.
               

               Der Begriff der »Volksgemeinschaft«, so Hans-Ulrich Thamer, »hatte zentrale Bedeutung
                  in Hitlers Weltanschauung«.[21] Die NSDAP präsentierte sich als junge, klassenübergreifende »Volkspartei«, und Adolf Hitler
                  vereinigte das Charisma eines »Führers« des gesamten Volkes auf sich, der sich entschlossen
                  gab, die Wünsche nach Kontinuität und Veränderung, nach Einheit und Heil in einer
                  künftigen »Volksgemeinschaft« zu erfüllen.[22] Im liberalen Südwesten Deutschlands zum Beispiel gelang es der NSDAP, die schal gewordene Vereinskultur vor Ort zu übernehmen, indem die Ortsgruppen auf
                  der einen Seite sich in ihren Aktivitäten an den lokalen Vereinen orientierten und
                  auf der anderen Seite deren Honoratiorengebundenheit aufbrachen und allen »Volksgenossinnen
                  und Volksgenossen«, ob Katholik oder Protestant, Bauer oder Handwerker, Kaufmann oder
                  Arbeiter, Mann oder Frau die Einladung zur Mitwirkung eröffneten. Insbesondere das
                  katholische Kleinbürgertum, das sich seit der protestantisch-preußischen Reichsgründung
                  und dem Bismarckschen Kirchenkampf im kulturellen Abseits befand, ergriff bereitwillig
                  diese Gelegenheit, der Isolation zu entkommen.[23] So konzediert auch Ian Kershaw: »Der Nationalsozialismus konnte bei seinem Aufstieg
                  das tiefe Gefühl der sozialen, kulturellen und politischen Gespaltenheit, das in der
                  Weimarer Republik herrschte, ausnützen und durch die Beschwörung der nationalen Einheit
                  viele Anhänger gewinnen.«[24]

               Trotz aller Inklusionsrhetorik auch auf der Seite der Rechten war bei ihnen die Volksgemeinschaft
                  jedoch durch Grenzen, durch 31Exklusion bestimmt. Nicht so sehr die Frage, wer zur Volksgemeinschaft gehörte, beschäftigte
                  die Rechte, sondern vielmehr, wer nicht zu ihr gehören durfte, nämlich jene bereits
                  sprachlich ausgegrenzten sogenannten »Gemeinschaftsfremden«, allen voran die Juden.
                  Der Antisemitismus spielte dabei die entscheidende Rolle. Denn in der Konstruktion
                  des Volkes als »natürlicher Blutsgemeinschaft«, deren politische Ordnung eben nicht
                  der bürgerlich-liberale Nationalstaat war, war die rassistische, antisemitische Grenzlinie
                  untrennbar eingelassen. Antisemitismus konstituierte die nationalsozialistische »Volksgemeinschaft«;
                  er befeuerte auch deren Radikalität und Destruktionspotential. »Staatsbürger kann
                  nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur sein, wer deutschen Blutes ist,
                  ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein Jude kann daher Volksgenosse sein«, hieß
                  es unmissverständlich im Parteiprogramm der NSDAP aus dem Jahre 1920.[25]

               Der Antisemitismus bildete das zentrale Differenzkriterium zu jenen Volksgemeinschaftsvorstellungen,
                  die im sogenannten »Augusterlebnis« ihren Referenzpunkt sahen, denn der »August 1914«
                  schloss ja ausdrücklich alle Deutsche ein, auch Juden und Sozialdemokraten, die sich
                  von ihrem Patriotismus nicht zuletzt Anerkennung in der Mehrheitsgesellschaft erhofften.[26] Umgekehrt hieß diese Untrennbarkeit von Antisemitismus und nationalsozialistischer
                  »Volksgemeinschaft« aber auch, dass all diejenigen, die in dem Inklusionsversprechen
                  der Nationalsozialisten eine Übereinstimmung mit ihrer eigenen Vorstellung sahen und
                  sich vor allem nach 1933 von der Volksgemeinschaftspropaganda des NS-Regimes angesprochen fühlten, zugleich die antisemitische Exklusion übernahmen, selbst
                  wenn sie ursprünglich keine Antisemiten gewesen sein mochten.
               

               Gerade in der anti-pluralen Intention von »Volksgemeinschaft«, mit der die reale Weimarer
                  Demokratie scharf abgelehnt wurde, steckt eine starke Futurisierung des Begriffs,
                  denn »Volksge32meinschaft« existierte demnach noch nicht, sondern musste erst noch hergestellt werden
                  – Volksgemeinschaft als eine »Politik der Verheißung«.[27] In der Kritik an den bestehenden Verhältnissen und dem »Willen zur Veränderung«,
                  wie er im Begriff der »Volksgemeinschaft« zum Ausdruck kommt, so Martin Broszat, von
                  1972 bis 1989 Direktor des Instituts für Zeitgeschichte in München, entfaltete sich
                  eine mächtige »soziale Schubkraft, die der NSDAP zugute kam«. Diese »äußerte sich bereits in der ›Kampfzeit‹ in der unerhörten Betriebsamkeit,
                  Improvisationsfähigkeit, Aufopferung und Energie ihrer Mitglieder und Anhänger. Sie
                  erklärt aber vor allem die außerordentliche Leistungs- und Einsatzbereitschaft großer
                  Teile der Nation während des Hitler-Regimes.«[28]
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               Deutsche Historiker taten die »Volksgemeinschaft« über lange Zeit als Propagandabegriff
                  ab. Heinrich August Winkler sprach vom »Mythos«, Bernd Weisbrod vom »Schein« der Volksgemeinschaft.[29] Insbesondere Hans Mommsen insistierte darauf, dass Volksgemeinschaft soziale Integration
                  nur vorgegaukelt habe und weniger die Arbeiter als vielmehr die Mittelschichten anfällig
                  für den Begriff gewesen seien. Ganz in diesem Sinne plädierte er entschieden dafür,
                  auf den Begriff der »Volksgemeinschaft«, der propagandistisch eingefärbt sei, im analytischen
                  Kontext zu verzichten.[30]

               33Doch ist es ein Missverständnis, wollte man die »Volksgemeinschaft« als materielle
                  Realität nehmen, als wäre soziale Ungleichheit eingeebnet gewesen. Der Begriff »Volksgemeinschaft«
                  zog seine politische Kraft aus dem mit ihm verbundenen Versprechen. Die »mangelnde
                  Schlüssigkeit und die Verlogenheit der sozialen Versprechungen der NSDAP«, so Broszat, »entwerten nicht die soziale Dynamik, die dem Massenerfolg der Partei
                  tatsächlich zugrunde lag und von dem NS-Regime in Bewegung gehalten wurde«.[31] Broszat sprach von dem »Modernitäts- und Mobilisationsappeal der NS-Bewegung«[32] und unterstrich, dass der Slogan der »Volksgemeinschaft« auch »Aufruf zur Überwindung
                  der Relikte vorbürgerlicher, vorindustrieller sozialer Hierarchien und Normen, Aufruf
                  zur Bildung einer modernen, mobilen bürgerlich-nationalen Massengesellschaft« gewesen
                  sei.[33] »Ohne Berücksichtigung der dynamischen sozialen Schubkraft des Nationalsozialismus
                  wird man«, so Broszat, »weder den Bewegungscharakter des Regimes voll verstehen können
                  noch die durch das Regime mobilisierte außerordentliche Leistungsenergie.«[34] Auch Hans-Ulrich Wehler hat in seiner Gesellschaftsgeschichte unterstrichen, dass
                  der mit der »Volksgemeinschaft« verbundene »Modernitätsappeal« und Mobilisierungsschub
                  eine Transformationsdynamik auslöste, die entscheidend, insbesondere bei den jüngeren
                  Generationen, zur Legitimation des Regimes beitrug.[35]

               Der Aufschwung galt nicht für alle Branchen und Regionen gleichermaßen, wie Frank
                  Bajohr hervorgehoben hat. Der Rüstungsboom führte zu zahlreichen Ungleichheiten und
                  Disparitäten. Zu den großen regionalen Gewinnern gehörte Mitteldeutschland, wo ein
                  neues industrielles Zentrum neben dem Ruhrgebiet entstand. In Städten wie Magdeburg,
                  Halle, Dessau, Halberstadt und Bitterfeld verdoppelte sich binnen weniger Jahre die
                  Zahl der Beschäftigten. Eine Stadt wie Rostock mit Werften und dem Flugzeugwerk Hein34kel, deren Einwohnerzahl sich innerhalb von nur sechs Jahren um ein Drittel von 90 000
                  (1933) auf 120 000 (1939) erhöhte, stieg damit in die Liga deutscher Großstädte mit
                  über 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern auf. Insgesamt erlebte die Flugzeugproduktion
                  einen beispiellosen Aufschwung von knapp 4000 Beschäftigten im Januar 1933 auf 325 000
                  Beschäftigte 1939. Die Flugzeugindustrie lockte mit hohen Lohnzuschlägen, modernsten
                  Produktionsanlagen, beachtlichen betrieblichen Leistungen, neugebauten Wohnungen und
                  einem hohen Sozialprestige als »High-Tech«-Industrie. Die Flugzeugbauer seien von
                  sich sehr eingenommen, urteilte 1935 ein sozialdemokratischer Vertrauensmann, und
                  für die politische Arbeit, sprich gewerkschaftliche Klassenorganisation nicht mehr
                  zu gebrauchen. Für das Gesellschaftsbild der traditionellen Arbeiterbewegung, resümiert
                  Bajohr, seien diese überwiegend jungen Arbeiter mit ihrer starken individuellen Aufstiegsorientierung
                  nicht mehr anzusprechen gewesen, während sie sich den Integrationsangeboten des NS-Regimes vorbehaltlos öffneten.[36]

               Auch dürfen die Bemühungen des Regimes um die symbolische Anerkennung der Arbeiterschaft
                  in einer Gesellschaft, deren traditionelle Schranken den Arbeitern gegenüber dem Bürgertum,
                  ganz zu schweigen vom Adel, eine mindere Rolle zuwiesen, nicht geringgeschätzt werden.
                  Schon zum 1. Mai 1933 war viel von der »Ehre der Arbeit« die Rede gewesen. Der Leiter
                  der Deutschen Arbeitsfront, der nationalsozialistischen korporatistischen Nachfolgeorganisation
                  der freien Gewerkschaften, Robert Ley, besuchte in den folgenden Monaten zahlreiche
                  Betriebe und machte es sich zur Gewohnheit, demonstrativ Arbeitern an der Werkbank
                  die Hand zu geben. Diese symbolische Geste, die zeigen sollte, dass der »Führer« auf
                  den »einfachen Mann« zugehe und ihm »von Mann zu Mann« die Hand reiche, setzte selbstredend
                  die autoritäre Betriebsverfassung keineswegs außer Kraft, aber die Wirkung solch handgreiflicher
                  »Anerkennung« darf dennoch nicht unterschätzt werden.[37] Der Begriff »deut35sche Qualitätsarbeit«, von deutschen Unternehmen ebenso wie von den Gewerkschaften
                  seit Ende des 19. Jahrhunderts gefördert, traf durchaus das Selbstverständnis vieler
                  Arbeiter, die auf ihre Handfertigkeit, ihr Geschick und handwerkliches Können stolz
                  waren. Sogar der Dienst im Krieg ließ sich als »Qualitätsarbeit« begreifen und rechtfertigen.
                  Alf Lüdtke zitiert einen Brief des Krupp-Angestellten Herbert Habermalz, der im Juni
                  1943 seinen Kollegen in der Firma über einen Flug von Krakau nach Warschau berichtete:
                  »Wir flogen mehrere Runden über der Stadt. Mit großer Zufriedenheit konnten wir die
                  vollständige Vernichtung des jüdischen Ghettos sehen. Dort haben unsere Leute eine
                  fantastische Arbeit geleistet. Kein Haus, das nicht vollständig zerstört ist. Das
                  sahen wir gestern. Heute brechen wir nach Odessa auf. Wir erhielten Extrarationen,
                  Kekse, zusätzlich Milch und Butter und vor allem eine sehr große Tafel Zartbitterschokolade.«[38]

               Entgegen einem von Götz Aly vertretenen Ansatz, sozialistische Egalität sei das Kennzeichen
                  der »Volksgemeinschaft« gewesen,[39] war die nationalsozialistische Volksgemeinschaft, deren propagandistisches Bild die
                  Überwindung aller Klassenschranken und die völkische Einheit in den Mittelpunkt stellte,
                  von neuen Ungleichheiten strukturiert, gingen mit der Inklusion der »Volksgenossen«
                  nicht zuletzt massive Prozesse der Ausgrenzung einher. Schon in den frühen 1980er
                  Jahren wies Detlev Peukert auf diesen Dualismus von »Volksgenossen« und »Gemeinschaftsfremden«
                  hin.[40] Norbert Frei unterstrich, dass es sich in der Wahrnehmung der Zeitgenossinnen und
                  Zeitgenossen, wie sie in den Erinnerungen auftauchte, eher um eine »gefühlte Gleichheit«
                  handelte.[41] »Volksgenossen« waren keine Bürger mit verbrieften Freiheitsrechten, es ging nicht
                  um 36rechtliche, politische oder soziale Gleichheit von Individuen. Vielmehr bildete das
                  Volk, und zwar im organisch-biologistischen Sinn als »Volkskörper«, das Zentrum der
                  »Volksgemeinschaft«. »Du bist nichts, dein Volk ist alles« lautete der Kernsatz des
                  Regimes. Nicht egalitärer Stillstand, sondern rassistische Mobilisierung kennzeichnete
                  die »Volksgemeinschaft«, nicht nationaler Sozialismus, sondern vielmehr Leistungssteigerung
                  zugunsten der Entwicklung des deutschen »Volkskörpers«.[42]

               Es lohnt sich meines Erachtens in diesem Zusammenhang, Michel Foucaults These aufzunehmen,
                  der zufolge seit Ende des 18. Jahrhunderts ein neues Machtregime in Europa auftaucht,
                  das nicht mehr von der Souveränität, vom Recht zu töten, geleitet wird, sondern von
                  Technologien der Macht, die sich auf das Leben richten, auf Prozesse der Geburtenkontrolle,
                  Fertilitätsraten, Hygiene, Seuchenbekämpfung: »Biopolitik«, wie Foucault dieses neue
                  Machtregime nennt. »Man könnte sagen, das alte Recht, sterben zu machen oder leben zu lassen, wurde abgelöst von einer Macht, leben zu machen oder in den Tod zu stoßen.«[43]

               Ohne Zweifel bildete »Volksgemeinschaft« ein zentrales Element der nationalsozialistischen
                  Propaganda. Aber es kann nicht geleugnet werden, dass für einen großen Teil der deutschen
                  Bevölkerung »Volksgemeinschaft« eine anzustrebende soziale Ordnung darstellte, auch
                  wenn etliche Vorstellungen darüber, was »Volksgemeinschaft« sei, existierten. Gerade
                  wegen der Vieldeutigkeit des Begriffs bot er für viele eine Anknüpfungs- und Verbindungsmöglichkeit
                  mit dem NS-Regime.[44] Laut Norbert Frei führt daher die Frage nach der Volksgemeinschaft zum »Kern des
                  Problems«.[45]

            

            
               
                  37III.
                  

               

               Im Alltag wurden die Grenzen von Zugehörigkeit und Nicht-Zugehörigkeit zur Volksgemeinschaft
                  gezogen. Beate Meyer erzählt die kennzeichnende Geschichte eines Jungen, der als »jüdischer
                  Mischling« in der Vorkriegszeit noch nicht von seinen Mitschülern ausgegrenzt worden
                  war. Als es jedoch darum ging, in Nachahmung von Winnetou und Old Shatterhand in den
                  Romanen von Karl May Blutsbrüderschaft zu schließen, fand der Ausschluss statt. In
                  dem Moment, als die Haut geritzt und Blut vermischt wurde, zogen seine Freunde die
                  Grenze. »Da haben sie gesagt: ›Das geht nicht‹«, erzählte er 1993 in einem Interview.
                  »Sie haben mir das erklärt und sich ein bisschen dabei geschämt. Aber sie blieben
                  dabei. Soviel hatten sie schon gelernt.«[46] In diesem Sinn, hebt Ian Kershaw hervor, »dürfte das Konzept der ›Volksgemeinschaft‹
                  seinen besonderen Wert haben« – nämlich »als ein begriffliches Instrument zur Untersuchung
                  der Stufen, auf denen gewöhnliche Deutsche zur Billigung und Unterstützung der eskalierenden
                  und schließlich in den Vernichtungslagern endenden Judenverfolgung gelangten«.[47]

               Weit nachdrücklicher als Kershaw es getan hat, ist indes zu betonen, dass diese Grenze
                  zwischen Inklusion und Exklusion keine gegebene war, dass Grenzen nicht bloß existierten,
                  sondern gezogen wurden. Nachdem die Nationalsozialisten zur Macht gelangt waren, galt
                  die Herstellung der Volksgemeinschaft als eines der wichtigsten gesellschaftlichen
                  Ziele, das gerade in der Provinz, in den kleinen Städten und Gemeinden erreicht werden
                  sollte. Das hieß: rassistische Grenzen durch die Dorfgemeinschaften ziehen, die Normen
                  der Zivilgesellschaft sowie des Rechtsstaates zerstören und die Ausgrenzung der jüdischen
                  Minderheit »von unten« betreiben. »Volksgemeinschaft« bedeutete in erster Linie und
                  vor allem gewalttätige Exklusionspolitik gegen die Juden wie auch gegen Roma und Sinti
                  und andere »Fremdvölkische« und »Gemeinschaftsfremde«.[48]

               38In der politischen Praxis vor Ort hieß das zunächst, soziale Distanz herzustellen,
                  jedwede Solidarität und Mitleid mit den Verfolgten zu stigmatisieren, um die jüdischen
                  Nachbarn zu isolieren und für rechtlos, ja vogelfrei zu erklären. So blieb der Boykott
                  jüdischer Geschäfte keineswegs auf den 1. April 1933 beschränkt, sondern stellte gerade
                  in der Provinz ein wirksames Aktionsfeld gegen die jüdischen Nachbarn dar. Mit dem
                  Boykott ließen sich diverse Aktionsformen ausprobieren, von öffentlichen Plakaten
                  und Transparenten über das Postenstehen direkt vor dem Laden, das bloße Auffordern
                  von Kunden, das Geschäft nicht zu betreten, bis hin zu Beschimpfungen und zur Anwendung
                  von Gewalt.[49]

               Neben den gewalttätigen Boykottaktionen nahmen im Sommer 1935 – also mehrere Monate
                  vor den »Nürnberger Gesetzen«, die im September erlassen wurden – ebenso Kampagnen
                  zur Anprangerung von Liebesbeziehungen zwischen Juden und Nicht-Juden als »Rassenschande«
                  zu. Überall im Reich wurden solche Beschuldigungen erhoben, die stets mit aggressiven
                  öffentlichen Angriffen in Zeitungen und Flugblättern oder mit Demonstrationen einhergingen,
                  bei denen die angeblichen »Rasseschänder« mit Gewalt durch die Stadt geführt wurden.
                  Betrachtet man die Bilder von jenen Umzügen, die am helllichten Tag in aller Öffentlichkeit
                  stattfanden, so fallen die Mengen auf, die diesen Umzug begleiten: Frauen, Kinder,
                  Jugendliche laufen mit, lachen, verhöhnen, beschimpfen, bespucken die Opfer. Nicht
                  zu übersehen ist das voyeuristische Vergnügen ebenso wie die Zustimmung und Partizipation
                  in diesen Aktionen gegen »Rassenschande«. Mit ihnen hatten die Nationalsozialisten
                  ein Handlungsfeld gefunden, auf dem die rassistische Grenze der Volksgemeinschaft
                  im Alltag scharf gezogen werden konnte.[50]

               Zugleich stiftet Gewalt Gemeinschaft. Jeder kann mittun, dabei sein, ohne als Einzelner
                  Verantwortung oder Führung zu übernehmen. Auch der Feigste darf schlagen, stoßen,
                  Gewalt antun, ohne 39vor der Gegenwehr des Opfers Angst zu haben. In der Gemeinschaft vervielfacht sich
                  die Gewalt gegenüber dem Opfer und verringert sich die Furcht des Täters, seinerseits
                  verletzt zu werden, Schaden am eigenen Körper zu nehmen. Die kollektive Gewalttat
                  gegen Juden, wie sie in den »Rasseschande«-Aktionen 1935 oder im Novemberpogrom 1938
                  zum Ausbruch kam, exekutierte die Exklusion der »Anderen« auf brutale Weise und bedeutete
                  zugleich für die Täter eine machtvolle Selbsterfahrung.[51]

               Das NS-Regime vergemeinschaftete die Gewalt und ließ die »Volksgenossen« an ihr partizipieren.
                  Jede Gewaltaktion durchbrach Grenzen und veränderte, indem sie geschehen konnte, ohne
                  dass der Rechtsbruch geahndet wurde, die Ordnung, in der nun neue, veränderte Handlungsoptionen
                  möglich wurden, die sich vorher nicht eröffnet hatten. »Für nicht wenige«, so Alf
                  Lüdtke, »die sich außerhalb der ›Kommandohöhen‹ von Gesellschaft und Staat sahen,
                  erwies sich die Gewalttat als eine ›befriedigende‹ Politik-Form. Akteure wie Claqueure
                  nahmen auf ihre Weise Teil an politischer Herrschaft.«[52] Die Gewaltaktionen gegen Juden haben nicht die Volksgemeinschaft geschaffen, aber
                  diese Praxis der Gewalt nahm die Wirklichkeit der Volksgemeinschaft, wenn auch zeitlich
                  und räumlich begrenzt, vorweg. Sie machte eine Selbstermächtigung konkret, ja körperlich
                  erfahrbar, in dem die alte Ordnung außer Kraft gesetzt war und sich eine neue politische
                  Ordnung rassistischer Ungleichheit etablierte.
               

               Der Bruch mit der rechtsstaatlichen Verfasstheit der deutschen Republik 1933 bot zahlreichen
                  Eliten den »Ermöglichungsraum«, den sie immer gefordert hatten. Endlich glaubte der
                  Arzt, den deutschen »Volkskörper« zu heilen, und erhielt mit dem »Gesetz zur Verhinderung
                  erbkranken Nachwuchses« vom Juli 1933, das erstmals in Deutschland die Zwangssterilisation
                  gegen den Willen der Patienten erlaubte, die Gelegenheit dazu.[53] Kriminalpolizisten 40glaubten, nicht mehr eingeschränkt durch Recht und Gesetz, eine Gesellschaft ohne
                  Verbrecher erreichen zu können, und übernahmen bereitwillig kriminalbiologische Prämissen,
                  mit denen rassistisch definierte gesellschaftliche Gruppen als »Asoziale« in Konzentrationslagern
                  interniert und ausgemerzt wurden.[54] Beamte der Wohlfahrtsbehörden teilten ihre Klientel nicht mehr nach Bedürftigkeit,
                  sondern Arbeitsfähigkeit ein, ganz nach dem Motto, dass, wer nicht arbeiten könne,
                  auch nicht zu essen brauche. Und auch hier bestimmten rassistische Kriterien bald
                  die Trennung der volksgemeinschaftlich »Nützlichen« von den »Gemeinschaftsfremden«.[55] Selbst Steuerbeamte besaßen mit dem Steueränderungsgesetz von 1934, das im Paragraphen
                  1 die Anwendung der Steuerbestimmungen von der Übereinstimmung mit der nationalsozialistischen
                  Weltanschauung abhängig machte, alle Freiheit, statt Gleichheit aller Bürgerinnen
                  und Bürger vor dem Gesetz nun gerade die Ungleichheit, sprich: besondere steuerliche
                  Belastung, insbesondere von Juden, selbständig durchzusetzen. Volksgemeinschaft bedeutet
                  daher stets auch Selbstermächtigung, die rassistische Öffnung von Handlungsoptionen.[56]

               Ein wissenschaftlich produktiver Umgang mit dem Begriff »Volksgemeinschaft« besteht
                  deshalb darin, ihn praxeologisch zu verstehen, Volksgemeinschaft nicht als gegeben
                  vorauszusetzen, sondern die Praktiken ihrer Herstellung, kurz: die Vergemeinschaftung
                  zu untersuchen. Im Mittelpunkt einer derartigen Perspektive, so lässt sich mit Alf
                  Lüdtke argumentieren, stehen die »Formen, in denen Menschen sich ›ihre‹ Welt ›angeeignet‹
                  – und dabei stets auch verändert haben«.[57] Diese Welt und damit die Bedingungen sind 41gegeben und zugleich produziert, erweisen sich daher als ebenso vieldeutig wie vielschichtig,
                  für individuelle wie gemeinschaftliche Handlungsoptionen zugleich offen. »Individuen
                  und Gruppen formen das Profil ihrer Wahrnehmungs- und Handlungsweisen nicht jenseits,
                  sondern in und durch gesellschaftliche Beziehungen.«[58] Menschen folgen nicht bloß den Codes und Repräsentationen von Bedeutungen und der
                  Wirklichkeit, die sie vorfinden, sondern sie nutzen Bilder, Worte, Praktiken, um sich
                  zu orientieren; sie variieren sie, reiben sich an der Sprödigkeit der Dinge und verändern
                  sie damit ebenso wie die sozialen Verhältnisse. In dieser analytischen Perspektive
                  bildet Volksgemeinschaft keine fest gefügte soziale Formation, sondern wäre vielmehr
                  als soziale Praxis zu untersuchen.
               

               Scheinbar Abhängige werden nach diesem Verständnis zu Akteuren, die zugleich Subjekte
                  wie Objekte sind, die Erfahrungen der Ohnmacht, des Ausgeliefertseins an Obrigkeiten,
                  Gewalthaber und ökonomische Zwänge machen, gleichzeitig jedoch diese Erfahrungen in
                  jeweils spezifischen, unterschiedlichen oder sogar widersprüchlichen Aneignungsweisen
                  modifizieren, ja sie in widersetzliche Praxis münden lassen können. Ebenso können
                  aber auch die Erfahrungen von Lust, Partizipation und Wohlstand durchaus mit Repression,
                  Ausbeutung und Herrschaft verbunden sein. Angehörigen der deutschen Volksgemeinschaft
                  war es möglich, sich im Zweiten Weltkrieg Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter aus
                  den besetzten Gebieten als Hof- oder Fabriksklaven zu halten und das Gefühl von Macht
                  und Überlegenheit zu erfahren. Zugleich blieben sie damit Teil des nationalsozialistischen
                  Terrorsystems, dem sie bei einem Mangel an Konformität selbst zum Opfer fallen konnten.
                  Es gilt, diese Gleichzeitigkeit von Hinnehmen und Sich-Distanzieren, von Mit-Tun wie
                  Sich-Abwenden, Bereitwilligkeit wie Widerwille, Anpassungsbereitschaft wie Begeisterung,
                  Sich-Verweigern wie »Dem-Führer-Entgegenarbeiten« in den Blick zu nehmen, wenn Volksgemeinschaft
                  als soziale Praxis untersucht werden soll.
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               Volksgemeinschaft basiert eben nicht allein auf Inklusion, auch wenn in verklärender
                  Erinnerung gerade die Gemeinschaftserlebnisse im Nationalsozialismus zu den »guten«
                  Erfahrungen erhoben werden, während die Verfolgung und Ermordung von Juden, Roma,
                  Sinti, Polen, behinderten und kranken Menschen, sowjetischen Kriegsgefangenen und
                  anderen abgespaltet werden. In Wirklichkeit gehörten beide Seiten, die Vergemeinschaftung
                  wie die Ausgrenzung und Vernichtung, Inklusion wie mörderische Exklusion, untrennbar
                  zusammen. So hat vor allem Saul Friedländer eine »integrierte Geschichte« des Holocaust
                  gefordert, die nicht die Position des auktorialen Erzählers einnimmt, sondern die
                  vielen Stimmen der Akteure vernehmbar macht. »Von Anfang an stellten alle Schritte,
                  die einzelne Juden oder jüdische Gruppen unternahmen, um die Bemühungen der Nationalsozialisten
                  zu stören, ein Hindernis, wie geringfügig es auch immer gewesen sein mag, auf dem
                  Weg zur vollständigen Vernichtung dar: ob es darum ging, Beamte, Polizisten oder Denunzianten
                  zu bestechen, Familien dafür zu bezahlen, daß sie Kinder oder Erwachsene versteckten,
                  in die Wälder oder ins Gebirge zu fliehen, sich in kleine Dörfer oder in große Städte
                  zurückzuziehen, zu konvertieren, sich Widerstandsgruppen anzuschließen, Lebensmittel
                  zu stehlen oder sonst etwas zu tun, das zum Überleben führte. Auf dieser Mikroebene
                  fand die grundlegende und fortlaufende Interaktion der Juden mit den Kräften statt,
                  die bei der Durchführung der ›Endlösung‹ am Werk waren. Auf dieser Mikroebene müssen
                  jüdische Reaktionen und Initiativen untersucht und in die umfassende Geschichte integriert
                  werden. Auf dieser Mikroebene ist ein großer Teil des Geschehens eine Geschichte von
                  Individuen.«[59] Bestimmt man Zugehörigkeit und Ausgrenzung von diesen Grenzen, von den Definitionen
                  und Handlungen her, wirft dies ein unverzichtbares Licht auf die Volksgemeinschaft,
                  und man vermeidet es, deren Selbstbeschreibung einer unverrückbaren und eindeutigen
                  Homogenität zu erliegen.
               

               Wenn von Volksgemeinschaft die Rede ist, muss über Inklusion wie Exklusion gesprochen
                  werden, über soziale Mobilisierung und 43Partizipation wie über Selektion, über Teilhabe und Selbstermächtigung wie über Gewalt,
                  Vernichtung und Mord. Birthe Kundrus und Gerhard Wolf haben zum Beispiel die administrativen
                  Auseinandersetzungen im besetzten Polen untersucht, wo Behörden, SS-Dienststellen und die Betroffenen selbst darüber verhandelten, wer als Deutscher
                  oder als Pole zu gelten habe.[60] So nimmt Kershaws Kritik, dass nicht alle Täter des Holocaust Deutsche gewesen seien
                  und das Volksgemeinschafts-Konzept deshalb für den Mord an den europäischen Juden
                  nicht zu gebrauchen sei,[61] zugleich einen wichtigen Punkt auf und greift doch zu kurz. Kershaw hat recht, dass
                  Volksgemeinschaft zunächst vor allem im Zusammenhang mit der NS-Gesellschaft steht, auch wenn diese in die annektierten westpolnischen wie ostfranzösischen
                  Gebiete hinein ausgedehnt werden sollte. Aber »Gemeinschaft« im Gegensatz zur »Gesellschaft«
                  war keine spezifisch deutsche Ordnungsvorstellung, sondern lässt sich für die erste
                  Hälfte des 20. Jahrhunderts überall in Europa auffinden – in Italien und Spanien wie
                  in Polen, Litauen oder im sozialdemokratischen Schweden.[62]

               Ohne die Mithilfe, Billigung, Komplizenschaft der einheimischen Bevölkerungen, Eliten
                  wie »ordinary men«, wäre die deutsche Besatzungsmacht nicht in der Lage gewesen, die
                  Ghettoisierung und Deportation der jeweiligen jüdischen Minderheiten zu bewerkstelligen.
                  Neben Terror, Mord, rücksichtsloser Ausplünderung, neben Vertreibung, Deportation
                  und Zwangsarbeit gab es Angebote zur Beteiligung, zur Kollaboration – und von Seiten
                  der einheimischen Bevölkerungen zugleich eigene Praktiken im Umgang mit dem Besatzungsregime,
                  um innerhalb des repressiven Rahmens Möglichkeiten des Überlebens zu finden, durchaus
                  aber auch Möglichkeiten des Weiterkommens und Aufsteigens. Nicht zuletzt gab es die
                  politische Absicht, jeweils eigene »judenfreie«, ethnisch homogene »Volksgemeinschaften«
                  zu bilden.[63]

               44In einer kennzeichnenden Interpretation schildert Richard Evans das Netz von Parteifunktionären
                  im Deutschen Reich. Bis in die kleinsten Einheiten des Alltagslebens und der täglichen
                  Betriebsarbeit hinein habe der Terrorapparat des NS-Regimes gereicht. 200 000 Politische Leiter der NSDAP und rund zwei Millionen Blockwarte hätten die Gesellschaft ebenso überwacht wie Funktionäre
                  der Deutschen Arbeitsfront, Vorarbeiter und Obleute die Betriebe.[64] Ebendiese immense Zahl an Funktionsträgern, Zuarbeitern und Helfern des Regimes ließe
                  sich unter einer anderen Perspektive auch als hoher Grad der Partizipation begreifen.
                  Neben den 5,3 Millionen Mitgliedern, die die NSDAP Ende 1939 besaß, waren 22 Millionen in der Deutschen Arbeitsfront, 14 Millionen in
                  der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt, annähernd 9 Millionen Jugendliche in der
                  Hitler-Jugend und dem Bund Deutscher Mädchen, 1,4 Millionen Frauen in der Nationalsozialistischen
                  Frauenschaft organisiert. Armin Nolzen schätzt, dass zu Kriegsbeginn etwa zwei Drittel
                  der deutschen Bevölkerung einer nationalsozialistischen Gliederung oder einer der
                  von der NSDAP gelenkten Organisationen angehört haben. Neunzig Prozent der Funktionäre arbeiteten
                  ehrenamtlich.[65] Diese immense Zahl von Unterstützern bloß als Teil eines staatlichen Terrornetzwerks
                  zur Unterdrückung der Gesellschaft zu deuten, fällt schwer. Plausibler erscheint,
                  diese Vielzahl von Posten, Positionen und Pfründen als Teilhabe an der Macht zu verstehen,
                  als Partizipation am Regime, das sich in der Aufrechterhaltung der politischen Ordnung
                  eben auf die Hilfe und Teilnahme so vieler stützen kann. Robert Gellately hat vor
                  etlichen Jahren darauf aufmerksam gemacht, dass die Gestapo keineswegs eine allmächtige,
                  allumfassende Terrororganisation war, sondern ihre Aktivität in erster Linie auf den
                  Denunziationen der Volksgenossen und Volksgenossinnen beruhte.[66]

               Der Begriff »Volksgemeinschaft« weist darauf hin, dass das Politische nicht allein
                  im Staat zu suchen ist, sondern ebenso im 45Sozialen entsteht. Politische Ordnungen korrespondieren mit sozialen Gegebenheiten,
                  beziehen sich auf gesellschaftliche Erfahrungen und Erwartungen. Der neue Umgang mit
                  dem Begriff der »Volksgemeinschaft« zeigt daher auch einen epistemologischen Perspektivwechsel
                  in der NS-Historiographie an: hin zu einer Kulturgeschichte des Politischen ebenso wie zu einer
                  neuen Gesellschaftsgeschichte des Nationalsozialismus, die nicht mehr mit Hegel die
                  Gesellschaft gegen den Staat stellt, sondern politische, auch staatliche Ordnung als
                  eine »strukturierende Struktur« (Pierre Bourdieu) begreift, die nicht allein institutionell
                  oder von der Verfassung her vorgegeben ist, sondern hergestellt, verändert, als Machtmatrix
                  immer wieder ausgehandelt wird.[67] Die Arbeiten von Dietmar Süß, Malte Thießen und anderen zur »Volksgemeinschaft« im
                  Luftkrieg haben neue Einsichten auf die vielfältig zerklüftete, eben gar nicht homogene,
                  dennoch ihren Anspruch auf Homogenität stets aufs Neue thematisierende Gesellschaft
                  in Deutschland erbracht, ohne dass damit die Frage nach der Durchhaltebereitschaft
                  und der Erosion der Loyalität zum NS-Regime bereits hinreichend beantwortet wäre.[68]

               Damit sind keineswegs die zahlreichen verdienstvollen Arbeiten aus der sogenannten
                  funktionalistischen Schule, die sämtlich das Webersche Modell eines rationalen, bürokratischen
                  Staates zugrunde legen und das NS-Regime als Zerstörung und Chaos werten, verbannt. Im Gegenteil, ohne die Arbeiten
                  von Martin Broszat oder Hans Mommsen könnte die Frage nach der Volksgemeinschaft heute
                  nicht gestellt werden. Und dennoch weist diese Frage über die funktionalistische Perspektive
                  hinaus, indem der Fokus nicht auf den Staat als den Bereich des Politischen, sondern
                  auf die politische Ordnung der Gesellschaft gerichtet ist und die Akteure in den Mittelpunkt
                  stellt. In diesen Ansätzen zählen weniger die staatlichen Institutionen, politischen
                  Strukturen oder administrativen Abläufe als vielmehr Medien, Emotionen, symbolische
                  46Repräsentationen, Praktiken des Alltagslebens – die Herstellung, Stabilisierung wie
                  Transformation der gesellschaftlichen Ordnung durch die Vielen. Volksgemeinschaft
                  ist somit keine analytische Feststellung eines Gesellschaftszustandes, schon gar nicht
                  die Binnenperspektive des Nationalsozialismus selbst, sondern die Aufforderung, die
                  nationalsozialistische Gesellschaft als hergestellte wie erst noch herzustellende
                  zu begreifen, sie als soziale Praxis zu untersuchen, die den Strukturen keineswegs
                  ihre Macht abspricht, aber den Handlungsoptionen und Aneignungsweisen der Akteure
                  die entscheidende Aufmerksamkeit widmet.
               

            

         

      

   

      
         
            
               472. Die Ungleichheit des Volkes. »Volksgemeinschaft« in der politischen Kommunikation
                  der Weimarer Republik
               

            

            Volksgemeinschaft ist kein genuin nationalsozialistischer Begriff. Seine erste Hochkonjunktur
               verdankte er, obwohl auch vorher schon gebräuchlich, dem Ersten Weltkrieg. Der Satz
               Wilhelms II., dass er von nun an keine Parteien, sondern nur noch Deutsche kenne, erlangte so
               viel Widerhall, weil er den Wunsch so vieler nach Gleichheit und Inklusion zu repräsentieren
               vermochte. Das »Zusammenstehen mit der Volksgemeinschaft in Not und Tod« sei das Gebot
               der Stunde, formulierte der Sozialdemokrat und spätere preußische Wissenschaftsminister
               Konrad Haenisch 1916.[1] Und auch Victor Klemperer vertraute Anfang August 1914 seinem Tagebuch an, dass,
               sollte sich das Deutsche Reich behaupten, ein großes Glück aus diesem Krieg erwachse:
               nämlich »höhere Brüderlichkeit im Volk«.[2]

            Zwar wies die »Auguststimmung« des Jahres 1914 durchaus geschlechts-, klassen- und
               regionalspezifische Differenzen auf und ist eher als mediale Inszenierung von Wirklichkeit
               denn als Realität selbst zu werten.[3] Dennoch darf die Wirkung eines solchen Mythos für tatsächliches politisches Handeln
               keinesfalls unterschätzt wer48den. Der »Geist von 1914« wurde zur Formel für die geeinte Volksgemeinschaft, die
               über Parteien und Klassen hinweg in der Einheit und Geschlossenheit ihre Stärke erblickte,
               mit der sie jedem Feind zu trotzen glaubte.
            

            Bald jedoch zeigten sich die realen Risse in der Kriegsgesellschaft.[4] Die eingezogenen Männer fielen als Ernährer ihrer Familien aus, und die staatliche
               Unterstützung reichte oft nicht, um mit der Teuerung der Lebenshaltungskosten Schritt
               zu halten. Viele Frauen mussten sich daher eine Verdienstmöglichkeit suchen und nahmen
               in den Fabriken die von den Männern verwaisten Arbeitsplätze ein.[5] Im Oktober 1915 kam es in Berlin zu ersten Lebensmittelunruhen, seitdem riss die
               Kette der Hungerkrawalle nicht mehr ab. Frauen und Jugendliche beteiligten sich an
               Plünderungen von Lebensmittelgeschäften und lieferten sich sogar handgreifliche Auseinandersetzungen
               mit der Polizei. Die Klagen der Behörden über die »Verwahrlosung« der Jugend häuften
               sich.[6] 1916 kam es zu ersten kurzen Streiks in der Rüstungsindustrie, mit denen die Arbeiter
               ihren Forderungen nach Teuerungszulagen und höheren Lebensmittelrationen Nachdruck
               verleihen wollten. Nicht zuletzt erhielten die Antikriegsstimmungen durch die Nachricht
               von der russischen Revolution im Frühjahr 1917 neuen Auftrieb. Im April dieses Jahres
               legten Metallarbeiter in Berlin, Leipzig und anderen Orten die Arbeit nieder; im Januar
               1918 schwoll die Streikwelle zur größten Protestaktion in Deutschland während des
               Krieges an.
            

            
               
                  Das »Volk« wird souverän

               

               Die Revolution 1918 offenbarte die tatsächlichen Spaltungen und Gegensätze in der
                  deutschen Gesellschaft auf das Schärfste, und bei den gemäßigten politischen Kräften
                  wurde der Ruf nach »Ein49heit« und »Volksgemeinschaft« laut, um das Auseinanderbrechen der Gesellschaft im
                  Bürgerkrieg zu verhindern. Der liberale jüdische Staatsrechtler Hugo Preuß, der am
                  15. November 1918 von Ebert mit der Ausarbeitung eines Verfassungsentwurfes beauftragt
                  wurde,[7] hatte tags zuvor im »Berliner Tageblatt« programmatisch geschrieben: »Nicht Klassen
                  und Gruppen, nicht Parteien und Stände in gegensätzlicher Isolierung, sondern nur
                  das gesamte deutsche Volk, vertreten durch die aus völlig demokratischen Wahlen hervorgehende
                  deutsche Nationalversammlung, kann den deutschen Volksstaat schaffen. Sie muß ihn
                  baldigst schaffen, wenn nicht unsagbares Unheil unser armes Volk vollends verelenden
                  soll. Gewiß muß eine moderne Demokratie vom Geiste eines kräftigen sozialen Fortschritts
                  erfüllt sein; aber ihre politische Grundlage kann niemals der soziale Klassenkampf,
                  die Unterdrückung einer sozialen Schicht durch die andere bilden, sondern nur die
                  Einheit und Gleichheit aller Volksgenossen.«[8]

               Es gab also durchaus diskursive Berührungspunkte: »Einheit« und »Gleichheit« als charakteristische
                  Elemente eines »Volksstaates« auf der einen und die Inklusion aller Deutschen im Augusterlebnis
                  1914 auf der anderen Seite, eben ohne Ansehen von politischer Überzeugung, Stand und
                  Konfession. »Einheit« und »Gleichheit« bezogen sich jeweils auf durchaus verschiedene
                  Größen: Das Volk, das Hugo Preuß meinte, war nicht das Volk des Augusts 1914, und
                  doch gab es semantische Überschneidungen und Korrespondenzen. »Volksgemeinschaft«
                  bedeutete keine Rückkehr zum wilhelminischen Obrigkeitsstaat. Nicht mehr der Kaiser
                  mit Gottesgnadentum oder ein Fürstenbund, sondern das »Volk« bildete die Legitimationsgrundlage
                  der »Volksgemeinschaft«, die, wie Steffen Bruendel betont, politisch deutungsoffen
                  war, ›national‹ oder ›sozialistisch‹, konservativ oder ›völkisch‹ interpretiert werden
                  konnte und alle politischen Richtungen zur Identifikation einlud.[9]

               In die Weimarer Verfassung flossen diese unterschiedlichen Vor50stellungen vom Volk ein, nämlich von dessen ideeller Einheit auf der einen und dessen
                  tatsächlicher Heterogenität auf der anderen Seite. Das Pathos in der Präambel der
                  Verfassung ließ ein vom Staatsbürgervolk unterschiedenes »Volk« aufscheinen: »Das
                  deutsche Volk, einig in seinen Stämmen und von dem Willen beseelt, sein Reich in Freiheit
                  und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen, dem inneren und dem äußeren Frieden
                  zu dienen und den gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, hat sich diese Verfassung
                  gegeben.«[10] Dieses Volk wurde offenkundig nicht erst durch die Verfassung politisch geschaffen;
                  es existierte bereits zuvor und konnte sich daher als handelndes Subjekt eine Verfassung
                  geben. »Jeder Versuch«, so der Weimarer Staatsrechtler Hans Liermann 1927, »an dieser
                  Stelle das deutsche Volk als irgend eine seelenlose bloße Summe von Individuen zu
                  interpretieren, würde dem, was in der Präambel gesagt werden soll, ins Gesicht schlagen.«[11] Volkssouveränität müsse in einem höheren Sinn als die landläufige Auffassung verstanden
                  werden, wonach das Volk an der Staatsgewalt teilnehme. Es ist die Anerkennung des
                  Volkes als »staatsschöpfende Urkraft. Das Volk ist nicht, wie in der Demokratie, in den Staat gestellt, sondern über den Staat. Es ist nicht Organ des Staates, sondern sein Herr.«[12]

               Der »echte«, »wahre« Volkswille, so die Kritik von rechter wie von linker Seite, könne
                  nicht mit dem bloßen Mehrheitsprinzip zum Ausdruck kommen. Volkswille sei stets mehr
                  als Mehrheitswille – ganz nach Rousseau, für den nicht die volonté de tous, sondern allein die volonté générale beanspruchen konnte, Volkswille zu sein.[13] Das Misstrauen gegen eine repräsentative Demokratie war hoch; das Parlament sollte
                  nicht die einzige Institution sein, in der sich der Volkswille artikulierte. Hugo
                  Preuß selbst unterstrich, dass die Verfassung keinen »Parlaments-Absolutismus« schaffen
                  wolle, 51sondern in voller Absicht »neben das Parlament als höchstes Organ des Gemeinwesens
                  den vom Volk unmittelbar gewählten Reichspräsidenten« gestellt habe.[14] Dass das Parlament eine »Volksvertretung« sein sollte, ging in der Nationalversammlung
                  nur noch den sozialdemokratischen Abgeordneten über die Lippen.[15]

               Der plebiszitär gewählte Reichspräsident sollte die Verkörperung der Einheit des Volkes
                  sein, wie es im Artikel 41 der Weimarer Verfassung hieß: »Der Reichspräsident wird
                  vom ganzen deutschen Volke gewählt.« Selbstverständlich wurde der Reichspräsident
                  nur von den wahlberechtigten deutschen Staatsbürgerinnen und -bürgern gewählt und
                  nicht vom ganzen deutschen Volk. Aber das Pathos, mit dem hier der holistische Volksbegriff
                  aufgerufen wurde, war mit voller Absicht bemüht. Es sollte den Gegensatz zur Wahl
                  des Parlaments herausstreichen. Während dort allein die gesellschaftlichen Sonderinteressen
                  zur Wahl stünden, ging es hier um die politisch einheitliche Willenserklärung des
                  ganzen deutschen Volkes.
               

               Die plebiszitäre Wahl des Reichspräsidenten, wie sie besonders von Max Weber immer
                  wieder gefordert worden war, bedeutete daher nicht, die Position eines »Ersatzkaisers«
                  oder konstitutionellen Monarchen zu schaffen. Nicht in die Vergangenheit wies die
                  Verfassungsposition des Reichspräsidenten, sondern im Gegenteil vorwärts auf eine
                  autoritär geformte Massendemokratie. Wolfgang J. Mommsen zog von hier sogar eine Linie
                  bis hin zum Nationalsozialismus. Schon 1917 habe Weber auf die »direkte Volkswahl
                  des höchsten Gewaltträgers« gedrängt, weil nur auf diese Weise die politische »Führerauslese«
                  in einer modernen Massendemokratie zu gewährleisten sei. Nun beschritt er, wie Mommsen
                  formulierte, in aller Form »den Weg zur plebiszitären Führerdemokratie«.[16] Einheit des Volkes, verkörpert in einem Einzelnen, dem Reichspräsidenten, und politische
                  Heterogenität des Volkes, ausgedrückt in Parteienvielfalt, Auseinandersetzung und
                  Kompromissbildung im Parlament – beide, höchst ungleiche Vorstellungen vom Volk standen
                  am Anfang der Weimarer Republik.
               

            

            
               
                  52»Volksgemeinschaft« als Integrationsformel
                  

               

               Es gab also nachvollziehbare Wege, warum eben in dem Moment, in dem in Deutschland
                  zum ersten Mal eine demokratische, republikanische Verfassung in Kraft trat und das
                  Volk zum Souverän wurde, die »Volksgemeinschaft« ihre ungeheure politische Ausstrahlungskraft
                  behielt und, so Hans-Ulrich Thamer, zu der »beherrschenden politischen Deutungsformel«
                  wurde.[17] Nahezu alle Parteien der Weimarer Republik propagierten die »Volksgemeinschaft« als
                  politisches Programm – allerdings mit ganz unterschiedlichen Ausdeutungen.
               

               Die Liberaldemokraten in der Deutschen Demokratischen Partei (DDP), die, unter anderen mit Hugo Preuß in ihren Reihen, als die Verfassungspartei par
                  excellence galt, propagierten die Volksgemeinschaftsidee, um den Klassenkampfgedanken
                  zu bekämpfen und die soziale Einheit der Nation herzustellen. Mit dem Slogan »Demokratie
                  heißt Überwindung des Klassenkampfgedankens durch Volksgemeinschaft« zog die DDP 1924 in den Wahlkampf.[18] 1928 hieß es im Wahlaufruf der Linksliberalen: »Grundidee unserer inneren Politik
                  aber ist uns für alle Zeiten der Gedanke der Volksgemeinschaft, für den wir eintreten
                  gegenüber den Parteien, die den Gegensatz zwischen ›national‹ und marxistisch, zwischen
                  Stadt und Land, zwischen den Rassen, Konfessionen und Klassen verschärfen.«[19] Ihre Differenz zu den rechten Propagandisten der Volksgemeinschaft bestand in der
                  Stellung zur Verfassung. Für die Linksliberalen war die Volksgemeinschaft unabdingbar
                  mit der Demokratie verbunden. Die Weimarer Reichsverfassung, so der Angestelltenfunktionär
                  Gustav Schneider auf dem Parteitag 1924 in Weimar, bilde die Grundlage, »auf der allein
                  echte Volksgemeinschaft möglich ist«.[20]

               53Aber der immer wieder betonte Bezug auf das »ganze Volk«, auf den organischen Staat
                  als »einheitlichen Körper«, dem Personen und Gemeinschaften als »lebendige Zellen
                  und Glieder« angehören sollten, wie es im Parteiprogramm von 1919 hieß, ließ die terminologischen
                  Unterschiede verschwimmen. Mit der Verwandlung der DDP zur Deutschen Staatspartei im Jahre 1930 wurden die Weichen in der Krise der Weimarer
                  Republik dann eindeutig gestellt: »Die Deutsche Staatspartei steht auf volksgemeinschaftlicher
                  Grundlage. Sie lehnt jede Bindung an Sondergruppen konfessioneller, wirtschaftlicher,
                  ständischer oder klassenmäßiger Natur ab.«[21]

               Die rechtsliberale Deutsche Volkspartei verstand sich hingegen von vornherein als
                  bürgerliche Sammlung gegen »links«, als Verteidigerin europäischer Kultur gegen »asiatischen
                  Bolschewismus«. Während der rechte Parteiflügel zum »scharfen Kampf gegen die marxistische
                  Sozialdemokratie« aufrief, sollte die DVP nach der Vorstellung ihres Vorsitzenden Gustav Stresemann eine Mittelpartei sein,
                  die »weder radikal nach rechts, noch radikal nach links sein will, sondern bewußt
                  dem Ausgleich der Interessen zustrebt«[22] und daher sowohl mit der Sozialdemokratie als auch mit den Deutschnationalen Regierungskoalitionen
                  eingehen konnte.[23] »Wenn man diese Politik eine Politik des schwächlichen Kompromisses nennt«, so Gustav
                  Stresemann in einer Rede 1923 vor Parteidelegierten, »so möge man bedenken, daß mehr
                  Charakter zu ihr gehört als zur Kritik und Opposition. Die Politik der Volksgemeinschaft
                  ist kein Idol und keine Phrase. Wer sie dafür hält, der gibt damit den Glauben an
                  die deutsche Zukunft auf.«[24] Nach Stresemanns Tod im Oktober 1929 verabschiedete sich die DVP jedoch endgültig von 54dessen Politik der »Volksgemeinschaft«. Obwohl die Parteiführung nun mit der Formel
                  einer »nationalen Volksgemeinschaft« dem rasanten Abstieg gegenzusteuern suchte, verlor
                  sie unaufhaltsam Mitglieder wie Wählerstimmen an die Parteien der Rechten.
               

               Für die Zentrumspartei lag die »Volksgemeinschaft« nicht so nahe, blieb die Partei
                  doch eine auf die katholische und ländliche Bevölkerung bezogene politische Kraft.[25] Allerdings verstand sich das Zentrum als christlich-demokratische Volkspartei und
                  als Ordnungsfaktor, der eine bolschewistische Klassenherrschaft mit aller Macht verhindern
                  wollte. Deshalb unterstützte die Partei die Wahl zur Nationalversammlung und erhoffte
                  sich einen »demokratischen Volksstaat«, eine, wie es der Berliner Aufruf vom 21. November
                  1918 formulierte, »Vereinigung der deutschen Stämme zu einem von einem starken Nationalbewußtsein
                  getragenen Volksreich«.[26] Vier Jahre später setzte sich auch im politischen Katholizismus der neue, mächtige
                  Begriff durch: »Die Zentrumspartei ist die christliche Volkspartei, die bewußt zur
                  deutschen Volksgemeinschaft steht und fest entschlossen ist, die Grundsätze des Christentums
                  in Staat und Gesellschaft, in Wirtschaft und Kultur zu verwirklichen […].«[27] Den Kandidaten des Zentrums für die Reichspräsidentenwahl 1925, Wilhelm Marx, präsentierte
                  die Partei als »Präsidenten der Volksgemeinschaft«.[28] Das gilt auch für die Basis der Partei in 55der Region, wie Oded Heilbronner für Baden beobachtete, wo »Volksgemeinschaft« als
                  zentraler Slogan die politische Propaganda des Zentrums durchzog.[29] Deutlich wandte sich das Zentrum jedoch gegen »neuheidnische« Definitionen von rechts:
                  »Die Zentrumspartei will die deutsche Volksgemeinschaft. Wir setzen bewußt beiseite
                  alle trennenden Unterscheidungen, die unser Volk zerklüften. Wir wehren uns gegen
                  eine neue Spaltung, hervorgerufen durch eine sogenannte ›neugermanische‹ Geisteswelt,
                  die unser Volk verwirrt.«[30]

               Auch die Sozialdemokraten bändelten mit der »Volksgemeinschaft« an. Die labile Situation
                  nach dem Zusammenbruch des Kaiserreichs, in der die Sozialdemokraten die politische
                  Verantwortung übernahmen und sich von den revolutionären Aufstandsversuchen von links
                  bedroht fühlten, führte zu einer Rhetorik der inneren Geschlossenheit, der Einheit
                  und Abwehr jedweder Spaltung. Konsequent hieß es im Görlitzer Programm von 1921: »Die
                  Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist die Partei des arbeitenden Volkes in Stadt
                  und Land. Sie erstrebt die Zusammenfassung aller körperlich und geistig Schaffenden,
                  die auf den Ertrag eigener Arbeit angewiesen sind, zu gemeinsamen Erkenntnissen und
                  Zielen, zur Kampfgemeinschaft für Demokratie und Sozialismus.«[31]

               Zwar verschob sich die Diktion, nachdem ein Teil der Unabhängigen Sozialdemokratischen
                  Partei 1922 zur SPD zurückkehrte, wieder nach links. Im Heidelberger Programm von 1925 tauchte der Begriff
                  »Volksgemeinschaft« nicht mehr auf.[32] Aber verschwunden war der Terminus damit keineswegs. Friedrich Ebert, im Februar
                  561919 zum Präsidenten gewählt, appellierte gleich am ersten Amtstag an die Einigkeit
                  der »Volksgenossen«.[33] Bis zu seinem Tod 1925 erschien in seinen Reden immer wieder die »Volksgemeinschaft«,
                  die nötig sei, um Einheit, Geschlossenheit und Selbstbehauptung zu gewähren.[34]

               Und auch unter den jungen Sozialdemokraten gab es nicht wenige, für die Sozialismus
                  in erster Linie Gemeinschaft hieß. Gerade für diejenigen, die von der Jugendbewegung
                  her zu den Sozialisten gestoßen waren, bedeutete Sozialismus vornehmlich Erlebnis,
                  Erfahrung und Gefühl.[35] Zu Ostern 1923 traf sich eine Gruppe von rund hundert Jungsozialisten, darunter die
                  Hälfte aus den gerade von Frankreich besetzten rheinischen Gebieten, in Hofgeismar
                  bei Kassel, um, wie es einer der Organisatoren formulierte, ein »neues positives Volksbewußtsein«
                  zu gewinnen. Obwohl die Referate fern jedem aggressiven Nationalismus waren, war »Volksgemeinschaft«
                  doch ein Schlüsselbegriff für die Gefühle, die die Teilnehmer umtrieben.[36] Der theoretische Kopf des Hofgeismar-Kreises, der Staatsrechtler Hermann Heller,
                  dessen demokratische Überzeugung nicht in Frage steht, versuchte als sozialdemokratische
                  Antwort auf die nationalistische Herausforderung Sozialismus und Nation zu verbinden:
                  »Sozialismus bedeutet keineswegs das Ende, sondern die Vollendung der nationalen Gemeinschaft,
                  nicht die Vernichtung der nationalen Volksgemeinschaft durch die Klasse, 57sondern die Vernichtung der Klasse durch eine wahrhaft nationale Volksgemeinschaft.«[37]

               Zwar unterlag der Hofgeismar-Kreis in der politischen Auseinandersetzung innerhalb
                  der Jungsozialisten, aber etliche seiner Protagonisten wie Theodor Haubach und Carlo
                  Mierendorff, die später zum Widerstand gegen Hitler gehören sollten,[38] blieben engagierte und einflussreiche Sozialdemokraten im Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold,
                  dessen Betonung des nationalen Zusammenstehens und der Bereitschaft, mit allen Kräften
                  zur Verteidigung der Republik zusammenzuarbeiten, die Hofgeismarer anzog. So hieß
                  es in der Illustrierten Reichsbannerzeitung im Oktober 1925, dass es das Ziel der Organisation sei, »über alles Trennende der
                  Klasse und parteipolitischen Weltanschauung hinweg ein eisernes Band deutscher Zusammengehörigkeit
                  und Volksgemeinschaft zu schmieden«.[39]

               Wolfgang Hardtwig macht zu Recht darauf aufmerksam, dass zu Beginn der Weimarer Republik
                  vor allem Demokraten den Begriff »Volksgemeinschaft« in ihrer politischen Rhetorik
                  verwandten. Nach der Erfahrung des verlorenen Weltkrieges, nach der politischen Gewalt
                  von Revolution und Konterrevolution und nach der empfundenen Demütigung durch die
                  Rheinlandbesetzung sei die Forderung nach Einheit und Größe der Nation, nach Beendigung
                  von Spaltung und Klassenkampf allzu verständlich gewesen.[40] Noch in der Abwehr der Bedrohung der Republik durch die Nationalsozialisten versuchten
                  die Demokraten, mit dem Begriff der Volksgemeinschaft die verfassungsloyalen Kräfte
                  zu sammeln. Der sozialdemokratische Vorwärts kommentierte die Regierungs58erklärung des rechtskonservativen Reichskanzlers Franz von Papen im Juni 1932, der
                  »Klassenkampferklärung von oben« müsse eine ebensolche »von unten« entgegengesetzt
                  werden: »Der Kampf zwischen den Baronen und dem Volk muß ausgefochten werden! Erst
                  wenn das hochmütige Herrentum endgültig besiegt ist, wird eine wirkliche Volksgemeinschaft
                  möglich sein.«[41] Und selbst der liberale Historiker Friedrich Meinecke stellte noch im Februar 1933
                  in einem Artikel, der in mehreren Tageszeitungen erschien, die »Volksgemeinschaft«
                  der »Volkszerreißung« durch die Nationalsozialisten gegenüber.[42]

               Nicht nur in den politischen Parteien, auch in den zahlreichen Vereinen, die seit
                  dem 19. Jahrhundert als eines der wichtigsten konstitutiven Elemente der deutschen
                  bürgerlichen Gesellschaft gelten können und Millionen von Menschen in Deutschland
                  organisierten,[43] war die »Volksgemeinschaft« eine zentrale Vokabel. Als beispielhaft kann das Motto
                  des Männergesangvereins Wetzlar gelten: »Liedergemeinschaft ist Volksgemeinschaft«.[44] Schützenvereine wie zum Beispiel in Westfalen, wo sie die mitgliederstärksten Vereine
                  darstellten, verfolgten in Ablehnung sowohl des Friedensvertrages von Versailles als
                  auch der Weimarer Republik vor allem zwei Ziele: »Wehrhaftmachung des Volkes« und
                  Herstellung der »Volksgemeinschaft«.[45] Während die Turn- und Sportvereine nach anfänglicher Einheitsbeschwörung unmittelbar
                  nach Ende des Ersten Weltkrieges wieder in ein bürgerliches und ein proletarisches
                  Lager zerfielen, konnte der Fußballsport, der in der Weimarer Republik sich zu einer
                  Massensportbewegung entwickelte, für sich den Anspruch erheben, »Volksgemeinschaft
                  im kleinen« zu sein, ein Schlagwort, das in kaum einer Verlautbarung oder Publikation
                  59fehlte.[46] »Der Fußballsport hat sich«, so hieß es in einem Standardwerk des Deutschen Fußballbundes
                  (DFB) zur Regel- und Taktikkunde, »zum wahren Volkssport entwickelt, den hoch und niedrig,
                  arm und reich, Kopf- und Handarbeiter ausüben, dem alle Schichten der Bevölkerung
                  Interesse entgegenbringen.«[47] Fast in jedem Jahresbericht eines DFB-Landesverbandes war zu lesen, dass nach dem Wegfall des Militärdienstes dem Fußball
                  insbesondere die Aufgabe einer »Neugesundung der Volkskraft« und »Stärkung des Volkskörpers«
                  zukomme.[48] Gerade der Fußball als Mannschaftssport sollte der »Erziehung zur Gemeinschaft« dienen,
                  der sich der Einzelne zum Wohl und zur Leistungsfähigkeit des Ganzen ganz einzuordnen
                  habe. »Elf Freunde müsst ihr sein!« war schon in der Weimarer Republik der gängige
                  Slogan, der in populären Filmen wie Der König der Mittelstürmer oder Die elf Teufel, beide aus dem Jahr 1927, noch einmal verstärkt wurde.[49]

               Unzweifelhaft lag der Kern einer »Volksgemeinschaft«, wie die bürgerlichen Parteien
                  und Sozialdemokraten oder auch die zahlreichen Vereine sie verstanden, in einer die
                  sozialen Gegensätze harmonisierenden oder auf eine klassenlose Gesellschaft zielenden
                  Inklusion aller Bevölkerungsteile und in der Herstellung einer politischen Einheit
                  des Volkes auf der Grundlage der Verfassung, nicht gegen sie. Dennoch ist die Distanz
                  zu einem westlich-liberalen Konzept von Demokratie nicht zu übersehen. Denn selbstredend
                  spielte jener von Ferdinand Tönnies geprägte Gegensatz von »Gesellschaft« und »Gemeinschaft«
                  bei der »Volksgemeinschaft« eine wichtige semantische Rolle. Marktwirtschaft versus
                  Ökonomie des Haushalts; der autonom handelnde Einzelne gegen die Verbundenheit der
                  Gemeinschaft; Interessen gegen Gemeinwohl; Pluralität gegen Einheit – in diesen Antinomien
                  war auch der Begriff der »Volksgemeinschaft« eingelassen, selbst wenn man ihn nicht
                  von der Verfassung absetzen wollte.
               

            

            
               
                  60Exklusion
                  

               

               Die politische Einheit des Volkes in Homogenität übersetzbar zu machen, war offenbar
                  die zentrale Anschlussmöglichkeit des Begriffs in der zeitgenössischen politischen
                  Kommunikation. Über die soziale Utopie der Klassenharmonie hinaus konnte »Volksgemeinschaft«
                  durchaus auch als die Ausschaltung politischer Pluralität intendiert werden. Während
                  die republikanischen Kräfte keine überzeugende Semantik für eine pluralistische, offene
                  Gesellschaft fanden, wie es beispielsweise nach 1945 mit dem Begriff der »Sozialen
                  Marktwirtschaft« gelang, sich statt dessen in die Rhetorik von »Volksgemeinschaft«
                  und »Führer« verstrickten, vermittelten die Nationalsozialisten durch Propaganda,
                  Auftreten und Organisation den Eindruck, dass sie die Vision der »Volksgemeinschaft«
                  zur unmissverständlichen Leitlinie ihrer Politik erhoben hatten und bereits über den
                  unumstrittenen »Führer« verfügten, von dem andere nur redeten.
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